
Ausfertigung 

BUNDESVERFASSUNGSGERICHT 

- 2 BvR 2368/18 -

In dem Verfahren 

über 

die Verfassungsbeschwerde 

··. -) des Herrn 

) 

Krümmede 3, 44791 Bochum, 

gegen a) den Beschluss des Landgerichts Kleve 
vom 23. Oktober 2018 - 161 StVK 93/18 -, 

b) den Beschluss des Landgerichts Kleve
vom 13. September 2018 -161 StVK 93/18 -

u n d Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung

u n d  Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe
und Beiordnung von Rechtsanwalt Christoph Miczek, Essen 

hat die 2. Kammer des zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch 
den Richter Huber 

und die Richterinnen Kessal-Wulf, 
König 

gemäß§ 93b in Verbindung mit§ 93a BVerfGG in der Fassung der Bekannt­
machung vom 11. August 1993 (BGBI I S. 1473) 
am 15. N9vember 2018 einstimmig beschlossen: 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und 
Beiordnung von Rechtsanwalt Christoph Miczek, Essen, 
wird abgelehnt, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung 
keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. 
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Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung 

angenommen. Insbesondere ist der Grundsatz der Sub­

sidiarität nicht beachtet worden. Der Beschwerdeführer 

hat nicht hinreichend substantiiert dargelegt, warum es 

ihm nicht zumutbar ist, das Verfahren in der Hauptsache 

durchzuführen (vgl. § 90 Abs. 2 Satz 2 BVerfGG). 

Damit erledigt sich der Antrag auf Erlass einer einstweili­

gen Anordnung. 

Diese Entscheidung ist unanfechtbar. 

Huber Kessal-Wulf König 

Ausgefertigt 

Anmerkungen des Beschwerdeführers: 

• 
�' 

ekretärin 

als Urkun der Geschäftsstelle 
des Bundesverfassungsgerichts 

Am 24.04.17 rechtswidrig aus "Behandlungsgründen" von Bochum nach Werl verlegt 
worden, am 24.07.17 aus "Behandlungsgründen" nach Bielefeld verlegt worden, am 
02.11.17 aus "Behandlungsgründen" nach Geldern verlegt worden, am 28.08.18 aus 
"Behandlungsgründen" zurück nach Bochum verlegt.worden! Der Eilantrag für die 
Aussetzung der Verlegung wird durch das LG Kleve zurückgewiesen unter Verstoß 
zahlreicher verfassungsgerichtlicher Rechtsprechungen! 
Der Bf. wird massiv und nachhaltig seit Jahren durch die schlicht kriminellen 
und korrupten JVAen gemobbt ! !' 
Die Anrufung des BVerfG blieb nun ohne Erfolg: Plötzlicher Blutqochdruck, Ge­
wichtszunahme von fast 10 kg, schwere Depressionen reichen dem BVerfG offen­
sichtlich nicht aus, um gegen Behördenwillkür vorzug,,hen. Was muss erst 
passieren, damit Menschenrechte in Deutschland geschützt werden?? Was muss 
passieren, damit den kriminellen Behörden das Handwerk gelegt wird??? Nächste 
Instanz hier: Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte!! 
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Verfassunashe.schwer<le 

des T.Ierrn ,!.-C� ?:1-ffl,�mb81-1l (--Gurnp), *21.01.77 in 
Hagen, z � Zt. JVA Bochum p KrUrnmede 3, 41�791 Bochum 

- Beschwerdeführer •-

Vorfah:.renshevollmJichtigter: P.echtsanwalt Chistoph Miczek, 
Zweigertstr. 15, 45130 Esscm 

wegen 

2. ßeschluEJs des LG Xfove vot:1 23.10.13 -- 161 StVK 93/18

Der Besch1.,,,�rd0fUhr.<:!r (Rf �) erhebt 

,-.. 

V E l FASS U � G S �ES� �ITTER D 1 

gegen die Entscheidungen· 

1) des LG Kleve vom 13.09.18

2) des LC 1�leve vom 23.10.13

- 1 f>l ·StVK

- 161 StVK

93/18 

0?, /1", ..,_ �, 

-

-·

24.10.18 

771/18 

GBrügt uird. die V,3rletzung der Grundrechte auc1 Art. 21Abs. 1 GG, Art. 2 Abs. 1 
i.V.m, Art. 1 Abs. 1 8G und Art. 19 Abs. 43GG.

Begründung:

I.) Sachverhsltsdarstellung 

Der .lls. verbüßt eine zeitige Freiheitsstrafe von 5 J. und :J Vi. wegen des Verstoßes 
gegen das BtMG, Seit März 2013 befindet er .sich in Haft. Er bat bis dato noch kei­
nen Vollzugsplan, weil sie alle aui!i@ehbllen wurden wegen rechtswidriger Aufstellung 
oder die jeweilige JVA musste gezwungen werdEm, einen aufzustelLc>n. 
Beweis: siehe beigefügtes Schreiben v. 09.10.13 {Anlage 1) 

Der lf. befand sich ab dem 22,03.13 in der JVA Essen. Im Anschluss erfolgte am 
30,10.13 eine Verlegung in die JVA Aachen wegen eines Bewährungswiderrufes. Am 
10.06.14 ewfolgte die Verletung in die JVA Hagen, dort wurde kein Behandlungsbe­
darf festgestellt. F:r wurde dennoch in die JVA Bochum verlegt am 25,07,14. Weil 



) 

) 

Seite 2 

er innerhalb von 2 1/2 Jahren fast 100 gerichtliche Entscheidungen durchsetzen 
musste i,V,m. rechtswidrigen und willkürlichen Maßnahmen, verbunden mit Schmer­
zensgeldprozessen und den damit verbundenen Zahlungen, wurde massiv gegen ihn 
vorgegangen. Er wurde gemobbt, diffamiert, psychisch misshandelt und jede Form 
von Wieereingliederungsmaßnahmen wurden bis dato abgelehnt, trotz 18 gerichtli­
cher Entscheidungen, dass seit August 2013 volhugsöffnende Maßnahmen rechts­
widrig abgelehnt werden! Weil im August 2016 eine neue Abteilungsleiterin für 
den Bf. eingesetzt wurde, hat die.se den Bf, am 2!,,04.17 aus "Behandlugnsgriinden" 
in die JVII 1?erl verlegt, 
Beweis: siehe hierzu BVerfG - 2 BvR 2841/17 

Der Bf, geht seit dem Wintersemester 2015/16 einem Studium der Rechtswissenschaf­
ten nach, welches er zuvor kurz unterbrochen hat. Gegenwärtig ist er im 13, Se­
mester„ iäs wird 1n:tt df�r 1. jur. PrUfung abneschlossen. In der JVA Bochum hat der 
Df. Bin ;-vfobilfunkgerF1t zur V!Srfügung gestellt bebllmmen, weil er der ABteilung 
fiir Sicherheit und ,Jrdnung regelmbißig Informationen über anstaltsinterene Straf­
taten (Besitz verbotener Gßgenst5nde etc.) gemeldet hat. Aktuell möchte das 0nie­
mand0 mehr wissen, obwohl es gängege Praxis in Vollzugsht�hörtlen :i.st. Das Sl'udium 
wurde dud wird durch den Leiter der JVA Bochum nicht unterstützt, weil er die Auf­
fasSung vertritt, es sei rs;�sozialisiorungsfeindlich und fördere ni.cht die Wieder­
eingliederung. Der Bf „ mUsse in di� JVA Betriebe, um dort den 1Jmgang mit ddr kri­
minellen Subkultur zu trainieren. 
Beweis: Hinzuziehung der Personalakte des B:f., Bände VI bis XI 

Weil er durch die Mitarbeiter dc�r JVA Tiochu;u mm3siv gemobbt wurde und wird, ist 
er E'lei t der:1 23 „ 02 „17 dauerhaft aibeitsunf<lhig erkrankt. Tatci3chlich angeordnet 
wurde ·.:dn Verl:Jgu:ag3karussell, um di�n :sr. alle 3 ?ionat!t! in eine andere JVA zu 
vm:le�;�n, wei!. er �in.fach zu viele gericI1tliche Etnscheidungen gegen die Anstal­
ten durchsetzt (aktuell 1iber 200!); allein in d•,rn letzten 3 !/ochen 3x durch das 
OLG Hamm un<l 2x LG 3ochum, 
In der JVA Werl wu:i-:de jetie Form von Wiederoingliedcrungsmaßnahmen .qf:!gclehnt. Der 
psychische Druck l1t1rde größer. Die Arhei tsunffü1igkr:d t hielt w,ei ter an. 
ßeweis: )\rztliche.s Konsili.tun vom 23 Q 02. .17 (An1a;.ze 2) 

In Bochum wurda diagnostieiert: aktUe .Belastungsreaktion mit mittelschwerer de­
Jressiven Symptomatik, Verdacht auf beginnende Persönlichkeitsveränderung bei 
anhaltender Extu,mhelastung; urzeit Arbe:ltsunfifoig; Intensiver Sport wurde an­
geordnet gegen den psychischen Stress, en die JVA Bochum zuvor verursacht hat. 
Die Behandlung deci Bf, in den Jahren 2014 bis 2017 hat deutUche - auch menschen­
verachtende - Spurenhintereassen! 
In der JVA Werl waren die Bedingungen noch wesentli.ch schlimmer, weil der Leiter 
der JVA Bochum, Thomas König, zuvor auch in der JVA Werl tätig war (man kannte 
steh demnach�. Nach Absprache mit Herrn Dieter 1Coerdt war die Karussell-verlegung 
verin&art, Der As, musste bis dato 27 gerichtliche Entscheidung durchsetzen in 
der JVA Wed wegen rechtswidriger und willkürlicher Maßnahmen, Daraufhin wurde 
der Bf. "pünktlich" nach drei Monaetn verlegt, konkret am 24.07.17, 
Dieses Mal indie JVA Bielefeld. Die Verlegung war rechtswidrig, wurde aber aus 
fori�ellen Granden zurückgewiesen, weil er Bf. psychisch nicht mehr in der Lage 
ist, sich konkentrieren zu können (Aprosexie), In der JVA Bielefeld stellte sich 
das selbe bild dar, Als nach zwei !fonaetn bekannt wurde, dass auch dort das Ver­
legungskarussell angeordnet war, stellte er Anträge auf gerichtliche Entscheidung. 

Ihm wurde mitgeteilt: "Noch einen Antrag und sie werden verlegt!" 
Beweis: Zeugnis des Herrn Martin Wulfert, JVA Bielefeld-Brackwede 
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Das tat er, weil gezielt kein Vollzugsplan aufgestellt wurde/werden sollte! 
Daraufhin wurde er sofort verlegt, Konkret am 02.11.17, also genau 3 Monaee

später, 
Das BVerfG wird im Verfahren 2 BvR 2841/17 entnehmen können, dass das OLG Hamm 
trotz ablehnenden Bescheides alle JVAen gewarnt hat, den Bf. zu verlegen, nur 
weil er "unangenehm" sei! (Anm,: allein in Hamm konnte der Bf, über 20 Senats­
entscheidungen in kürzester Zeit durchsetzen, bzw, musste!) 
Das Studium wurde weiter fortgeführt, aber nicht unterstützt. In der JVA Biele­
feld konnte er aufgrund guter Bekanntschaft mit einem lledi.ensteten zumindest 
eine virtuelle Besprechung durchführen, für eine Klausurzulassung, 
Die Verlegung nach Geldern am 02.11.17 war rechtswidrig. 
Beweis: OLG Hamm vom 22.03.18 - 1 Vollz(Ws) 70/18 -
Weil er inGel1ern weitereclas STudium durchführen wollte, die JVA Bielefeld aber 
nicht die Hahe d0s Rf. sofort vollstfindip._; r,5.tgesch:i.ckt hat, hob <lo.s OLG Hamm am 
13,03,18 -- 1 Vollz(Ws)26/l3 - eine Entscheidung des U1 Bielefeld auf. Dieses 
stellte dann die Rechtswidrigkeit fest, weil die c;esamte Habe des llf, nicht so­
fort mitgesendet wurde (ca. 26 Pakete), damit rlas STudJ.un we.:!.terr;efUhrt werden 
kann, da es ein groHer Pesozialisierungsfaktor ist, ausweiSSich der Entscheidung. 

(} Beweis: LG Bi<?lefold vom 23.07,H! - 101 StV.K 3867/17 -

Nachdem das OLC Hamm alle Behörden g,�warnt hat, den Bf. zu vorlegen (rlio )�ntschei­
clung erfolgte in Oktober 2017 und w,trde dem llf. in der JVA Geldern ausgehändigt. 
Er teilte dem Leiter der JVA Geldern, llerr Karl Schwers, ·mit, dass er den Bf. 
nicht VfJrlegt�n cl.Urfte, wenn er A.nträgG auf gerichtliche Entscheidungen stellt. 
JJer ".f. hnt sceit der Verler;ung nach Geldern af'\ 02.11.17 b:Ls ca. April/Mai 2018 
keine Anträ3c nuf 2-:�ric�tlj_ch0 Entsc.heJ.dungen gestellt, auch wenn za.hlrciche of­
fenrdchtl:tche P.echt:shr�ichc dae gerechtfertigt htitte ! 
In Geldern wurde ihr.1 gestattet: 

therapeutisch angc�ordneter intensiver Sport täglich hü:; zu 3-l} mall 
psychische Stnbilis:i.erung, so dass er im arheitsthorapeutischrm ßercich des 
uGarten" eing0s8tzt worden !..-:onnte (Lohn = A:rbeitolosenversicherungsheiträg�) 
E:inzelgeopräche rn:lt dem psych. Dienst zur wetteren St2.ilisierun8 
der Bf. hat einen Spinning-Kurs im Sportbereich gegeben {als Ernährungsherater/ 
PersonalTrainer förder ·es d:i.e fü.ngl:i.ederung und Psyche) 

- das Studium wurde unterstützt, zr wurde vormittags freigestellt un<l konnte
lernen; mm März 2018 hat er eine I:lausur geschr:i.oben und bestanden
es erfolgten alle:i.ne tn 2018 vier ungefesselte Ausführungen (es bestahl! ohne­
hin ein F'esselungsverbot und 1/J gerichtliche Entscheidung,m, a,a,O.)

- in der Woche konnte er bit.i zu 120 km lauff�n; einmal am Tng sogaa 5!1,, km, worauf
er angewiesen war, um psychisch nicht zusammenzubrechen

Weil jedoch zahlreiche Verfahren an das JJG Kleve verwiesen wurden nach § 1. 7a Abs, 
2 GVG, wurde er ständig bedriin3t nnd 13enciti3t, alle Verfahren zurFckzuzi!!hen. Der 
Leiter der JVA Geldern teilte mit, dass er dfo Sachen nicht bellrbeiten wolle, Was 
habe er mit drm Fehlern der Vorllnstaltezuzu tun? Als das OLG Hamm die Rechtswidrig­
keit der Verlegung von Riel.efelrl nach GEldern feststellte unter Verbleib in der 
JVA Geldern, die jetzt für den Bf. zuständig ist, legte der Bf. die Entscheidung 
dem Leiter der JVA Geldern vor. Dieser teilte ihm mit, dass ihn die gerichtilchen 
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Entscheidungen nicht interessieren wilrden, Auch die des OLG Hamm nicht. Der 
Leiter der JVA Geldern könne den Bf, schließlich immer aus Behandlungsgriinden 
verlegen, wenn es erforderlich sei, Die Stimmung verschlechterte sich daraufhin 
massiv. Es fand ein Gespräch in persönlicher Runde statt mit dem Richter LG ileve 
Janßen, Eem Bf. wurde in Aussicht gestellt, dass eenn er alle Verfahren zuriick­
ziehen wlirde, wilrde er noch im April in den offenen Vollzug verlegt! 
Be11eis: Gespräch am 06,03,18 

An 13,03,18 bestand er die geschriebene Klausur mit befriedigend (BGB). 

Dann erfolgten weitere G0spräche. Plötzlich sollte der psych, Dienst mitwirken, 
obwohl ausweislich der Personalakte Uberhaupt keine Zuständigkeit gegeben ist! 
Beweis: Hinzuziehung der Personalakte, Band X und XI 

Weil der Anstaltsleiter ,�ine Absprache getroffon hat, hat sich der )1f. darauf 
verlassei1. Der psych, DienAt te:l.lt.e dann m5.t, dass er vor Juni/Juli gar nicht 
fertig werden wiirde! DEr Bf. war �rboßt, se:i.n Hass gegen'Uber äenschen wuchs wei­
ter, we:J.l ,gr seit den letzten J�hren so geprägt wurde! Er erfolgten we1.tere Ge­
spriiche mit dem Leiter udd dem Rj_chter Janß,�n. Der Leiter JVA Heldern versicher­
te eine zeitnahe "Entscheidung" .. Das zuvor versendete Fax mit der Rücknahmeer-

) klärun� ist wohl bei dem LG Kl 1.�ve nicht eingep,a.ngcn aus technischen Griinden, 
so dass der Richter telefonisch bei dem Bf. anfragte, ob er es noch einmal sen­
den ki:lnne. '!Jas vernei:1te der Bf. nusdrilcklich,denn der Leiter JVA Gcüern hält 
sich nicht an die Absprache! 
Der Bf. wurd,� daraufhin über \Jochen und Monate i;öchentlich zu einem GetJ{lrächege­
holt, er sollte besser di(� v�rfahren zurUckzichcn1, "sonat könne 1;1a:n keine Bl­
h'.'.md.lung 1i fortfUl1re:n und das würde zur Ve1"legung führen! D(i:r ]3:f 4 hat deutlich 
gesagt, <lass j8de V2rlegung roc;1ts·tvidrig seil ��r wolle den ßf. wieder zurück 
nach Dochu:i verlsgen, obwohl 0:.tn Psychiater am 23„03.18 im "Rahmen einer Terrnins­
wahrnehmung bei.i:1 AG Bochum verEUgt hat t das.s der J.'S. a113gefU.hrt werden soll, ohne 
dass eine Verfognng in die JVA Bochum erfolgt! Das erfolgte dann aus gesundheit­
lichen GrHnden, auch ungefessol t ! Aufgrund poGttraumatisch!-�:r .. Hela13tun:1sstörungen,
psyc!1ischen Drucks und depressionen etc„ war eine 1Terl0gung/Uherstc�llung undenk­
aar! 
Im zeitihj_chen Verlauf wurde er weiter auf seine Verlegung in den offenen Vollzug 
vorbereitet, Er hat bereits auf der Kammer seine Habe zurechtgelegt, um sie zu­
vo:. herausgeben zu können, ".legen des Gcneller-en Tra.nspo:rtt�s� nor Bereichsleiter 
teilte m�hrfach mit, 19ach, des ist (loch nur noch Formsache". Aus allen Seiten 
wurdt-1 er durch positive Impulse gepriigt" 
Dann erfolgte eine Diagnostik. 
Bcvn�i.s: www.rafflenbeuJ.-recht.de/pdf /diatnostik. pdf 

Sie wurde online gestellt. Die V,iril!lgung j_n den offenen Vollzug wurde abgelehnt! 
Griinde: der M. sei nicht ahsprachefähi3 und habe e:lne Dl!,ppelmoral ! Als ihm das 
am 26,06,13 eröffnet wurde, brach er psychisch zusammen und zog sich eine Platz­
wunde am Kopf zu sowie an der Lip-pe. Er r:msste aufgrund des Bewusstsoinsverlustes 
ins Krankenhaus. Ale ihm das mitgeteilt wurde, dachte er, dass er gesasselt werden 
wiirde, so dass er erneut das ilewusstsein verlor und erneut auf dem Boden aufschl\18, 
Als er wach wurde, teilte man ilun mit, dass er natürlich nicht gefesselt werden 
wUrclel Er wurde ins Krankenhaus gefahren, 
Beweis: Arztbrief vom 26.06,18 (Anlage 3) 

Der Bf. wurde demnach ungefosselt ins Krankenhaus gefahren, nachdem ihm eröffnet 
wurde "Sie werden nicht :i.n den offenen Vollzug verlegt! 11• Die Ausführung erfolgte 
beanstandungsfrei! 
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Die Behjadlungsmaßnhmen liefen dennoch weiter (Sport, psych. l.linselgesprliche, 
Studium, ATM "Garten" usw.). Der Bf. hat in der Zeit des Aufenthalts ein um­
fangreiches und freundlihes soziales Umfeld aufgebaut, zumal in der Ausbildungs­
anstalt Geldern andere Klientel aazutreffen sind. 

Der Bf. wurde dennoch mehrfadhhaufgesucht und gedrängt, die Anträge zurückzu­
ziehen. Weil auch im JuH noch immer kein Vollzugsplan aufgestellt wurde und 
sich der Anstaltsleiter in Geldern geweigert hat seit Nover.iher 2017, eine Stel­
lungnahme zum Verfahren nach§ 57 S'fGB anzufertigen, stellt der Bf. einen An­
trag auf gerichtliche Entscheidung. Nachdem dieser Antrg dem Ilfiiter vorgelegt 
wurde, bekam er von einem Mitarbeiter den Hinweis, dass wenn er nicht sofort 
alle Anträge auf gerichltiche J.lntscheidugn zurUckziehen würde, dann würde der

Lej_ter den Bf„ sofort verlegen! das war am 09.08.18. Auf dem Weg zu einem wei­
teren G,�sprflch mit (lem Leiter sollt ihm die Verlegung eröffnet wc�rdt:Jn„ Sie war 
bereits mit Thoctao König aus Bochum ahgesprochen1 Der Bf. eröffnete das Gespräch 
und teilte sofort mit, dans er nochmal "nachgedacht!;! hahe und es wohl besser sei, 
alle Verfahren zurückzuziehen! Der Bf. wurde Uberraehht angesehen und der Leiter 
scheute sichtlich zufridden! 
Ihm wurde dann natürlich nichts r.iehr von Verlegung mitgeteilt. 

Weil sich der Leiter jedoch weHer weigerte, einen Vollzugsplan zu schreiben oder 
sar eine STcllungnahme zum Bntlassungsverfahre.n (10 Monate lang!), henntragte der 
Bfo die gerichtliche EntscheidunJ, wuil er n:tcht eingesehen hat, dass seine Grund­
rechte so krass verletzt werden. Seine Einstellung zu menochenverachtemler,1 VeJtan­
kengut r:ianifcstierte aich von nol zu mal, als er psychisch unter Druck gesetzt 
uu:rde1 

Am 23.08.18 ,mrde j_hn nlötzlich ohne Anhör11nr, (§ 11 Abs. 4 Satz 1 StVollzG NRW) 
mitr,eteilt, er würde jetzt verlegt! Ihm wurde Bochum mitgeteilt! Der Bf. erlitt 
eine Panikattacke! Er benannte sofort andere JVAen, wenn ihm nicht die Möglechkeit 
effektiven I�echtnschutzes (§ 82 Ahs. 1 Satz 2 StVollzG HTH,J) gegehen wird� was er­
wartend abgelehnt 11urclc ! t 
Der ;]f. hoantr.agtc bcre:lto zuvor mit Datum vorn 29.0ö„18� den Leiter der JVA zu 
verpflicht<�n, die Verlegungs<lrohungen zu unterlassen. 
Beweis: Antrag des Bf. vom 29.06.18 (Anlage 4) 

In der Sache teilte der Leiter noch an OD.rJ7�1G den Ge:r:tcht in der So.ehe mit, 
doss keine Ver legungsanordnung bestf::hen wUrd0. 
Beweis: SChreiben JVA Eoil:.limtm vom 08,07.18 (Anlage 5) 

Das Verfahren wnr unter denen, d:i.e der Bf. dann alle zurHcknehmen r.,msste am 
09.08.18. 

Es erfolgte eine VerlP.r,unr, im Binze'1transport ! Dc,r Hf. wnrde sogar gefesselt und 
erlitt weitere Angst- und Panikschtihe. Erst recht gegenliher des Aufenthaltes in 
der JVA Bochum! Ihm wurde eröffnet, dass er aus Behanrllungsgriinden ve,:legt werden 
wiirde (Anm.: es war nur der Grund, weil der Bf. einen Antrgg auf gerichtliche 
Entscheidnng gesetllt hat). 
Der Bf. musste sich beugen, sonst wäre er mit Gewalt verlegt werden! 

In der JVA Geldern war bereits die wei-tere Klausurschreibung beantragt, genehmigt 
und 1"11:t rler FernUnj_ Hagen abgesprochen! Dj_e Aufskht hic\tte wieder ete Frau Ina 
Bauer (Lehrerin in Gelern) durchgefiihrt. An 11.09.Hl war eine Ausführung zum Fach­
arzt geplant für ein EEG wegen des psychiEichen Zmisr.ienbruchs. Die Verlegung in 
den offenen Vollzug sollt - zuminde!lt fiir den Seelenfrieden des Anstaltsleiters -
nach ein paar psych. l.linsl!ihgesprächen später erfolgen. 
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Tatsächlich wurde die Verlegung inden offenen Vollzug nur deshalb abgelehnt, 
weil die Leiterin des psyxch, Dienstes, Frau Mittmann, in der Vergangenheit in 
der ,TVA Gelllenkirchen im Jahr 2007 den Bf. bereits getroffen hatte in einer 
ersten Haftzeit, Dort werde er mit dem zust, ABteilungsleiter konfrontiert, 
der wegen chronischer REchtsbrüche strafversetU wurde nach Castrop-Rauxel 
augrund Vergewaltigungsskandale beim Umschluss anderer Insassen und sexueller 
Übergriffe des Leiters der Arbeitstherapie im Einvernehmen mit dea weiblichen 
Insasen, bei denen die Fotos im Internet zu sehen waren. Weil der Bf, schon 
damals sachliehliche Informationen an den Landtag NIIW und die Polizei weiterge­
geben hat, wurde er zuvor schon rechtswidrig verlegt und hat den Entscheidungs­
trägern in Gelsenkirchen (so auch Frau Mittmann) erhebliche Probleme bereitet! 
Das war nun offensichtl:J.ch die Retourkutsche) 

Als der Bf, in Bochum angekommen ist, wurde ihm m:J.tgeteilt, dass shbon am 
23,08.18 bekannt war,dass er kommen würde, Die Entscheidung des Leiters der 
JVA Geldern erfolgte dann tatsächlich schon am 22,08,18 ohne H:J.nzuziehung von 
am Vollzug maßgeblich Beteiligten, Selbst die Psychologin, mit der der Bf, Ein­
zelgespräche gefüht hat, wusste nicht, "Der Bf, war plötzlich weg!" 

Weil das LG Kleve erfahrungsgemäß auch für Eilverfahren mehrere Monate bracht, 
um diese zu entscheiden, 
Beweis: BVerfG, Az. 2 BvR 2165/18 und 2 BvR 1147/18 

hat der Bf, "nur" einen Hauptsacheantrag gestellt, umdie Verlegung anzufechten, 
Beweis: Anttllg des Bf, vom 29.08.18 (Anlage 6) 

Die Verlegung erfolgte aus "Behandlungsgrünen" und gegenden Willen des Bf. Er 
führte als BEgründung die o.g. DArstellungen an, 

Das GErichtebestätigtenden Eingang des Antrages, 
Beweis: SChreiben des LG Kleve vom 06,09,18 Unlage 7) 

Die JVA Geldern beantragte eine Fristverlängerung bis zum 31,10.18, weil die 
Akte des Bf, nicht vorliegen wilrde, 
Beweis: SChreiben JVA Geldern vom 18.09.18 bzw. LG Kleve vom 25.09.18 (hlde 8) 

Der Bf, widersprach der gewährten Fristverlängerung, weil die Verlegung rechts­
widrig und willkürlich erfoilte, Er wies auf die Eilbedilrftigkeit hin, 
Das Verfahren hat das At; 161 StVK 90/18 
Beweis: Schreiben des Bf, vom 29,09,18 (Anlage 9) 

II.) 

Vorab hat der Bf. nicht eingesehen,dass der chronische Personal•ngel bei Gericht 
dazu führt, dass dei Grundrechte des Bf. nicht geschützt werden können, Er hat 
deshalb dennoch einen Aussetzungsantrag nach§ 114 Abs, 2 Satz 1 StVollzG ge­
stellt, damit seine Grundrechte gewahrt bleiben! In der JVA Bochum ergeben sich 
dariiber hinaus weitererEreignisse, die den effektiven Rechtsschutz erforderlich 
machten, 
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Er führte in seinem Antrag aus, dass �SIIW• der Leiter der JVA Geldern die 
Diagnostik per Email weitergeleitet hat, ohne dass dem Bf, das bekannt war, 
noch hatte der Leiter eine GEnehmigung, denn das fällt unter die psychologtl!che 
Schweigefplicht, Er führte an, dass ein Behandlungsbedarf ausweislich der Per­
sonalakte überhaupt nicht besteht! Dennoch .wurde der Bf. nunmehr das 8, Mal 
verlegt! Die Klausurschreibung in Bochum wurde verweigl!tt, Der nervenärztliche 
angeordnete intensive Sp�ot wurde verweigert, seit des Aufenthaltes in der JVA 
Bochum leidet der Bf; unter Bluthochdruck wegen vorhandener schwerer Depressio­
nen und Panik. Er kann in Bochum keiner Tätigkeit mehr nachgehen, weil er ab 
sofort in keinem Breich mehr eingesetzt werden kann aus psychiatrischer Sicht, 
Die psych, Einkzelgespräche können nicht mehr weitergefüht werden, zumal der 
Psychiater ausdrücklich davon abgeraten hat, mit dem Fachdienst in Bochum Kon­
takt aufzunehmen, denn diese waren schon indder Verfangenheit feindselig ge­
genüber des Bf, eingesetzlt, was auf Anordnung des Leiters erfolgte, (Anm,: im 
späteren GEspräch teilte der Psychologe Herr GBhrigk sogar mit, dass er mit der 
Psychologin in Geldern telefoniert habe und bestätigt wurde, dass die Diagnostik 
soweit schon besprochen war), 
Er wieß das Gericht darauf hin, dass der leiter Geldern Gründe vortragen müsse, 
warum eine BEhandlung NUR in Bochum, und niet in Geldern durchführbar sei, 
Alle sozialen Kontakte wurden abgebrochen, DEr Bf. büßt erhebliche Gesundheits­
verletzungen ein! lfer Bf. machte zahteeiche rechtliche Ausführungen,die in Zusam­
menhang mit Verlegungen stehen. 
Beweis: Antrag des Bf. vom.03,09,18 (Anlage 10) 

Der Antrag wurde am 05,09,18, also zwei Tage später (er blieb 2 Tage bei der JVA 
Bochum liegen), gefaxt, 
Beweis: Fadtericht vom 09,05,18 (Anlage 11) 

Das LG Kleve bestätigte den Eingang und setzte der JVA eine Frist bis zum 
10,09,18, � Info erfolgte pe Post! 
Beweis: SChreiben LG Kleve vom 06,09,18 (Allage 12) 

Der Bf, richtete .ein weiteres Fax an das LG Kleve, weil auch am 12,09,18 noch 
keine Stellungnahme bei dem Bf, vorgelegen hat, Er teilte weiter mit, dass nach 
einem Ablehnungsbescheid bzgl. der Klausurschreibung am 17,09,18 ein Eilantrag 
gestellt wurde und dann doch die Möglichekit der Klausurschreibung erfolgen 
konnte, was für ddn Bf, völlig unerwartet kam! Er weist auf§ 30 Abs, 1 Satz 2 
StVollzG NRW hin. Gefaxt am 13,09,18, 
Beweis: Schreiben Bf, vom 12,09,18 (Anlage 13) 

An 13,09.18 wurde dem Bf, das.Schreiben der JVA zugesendet, nicht gefaxt, Die 
JVA hat keine Stellung genommen, sondern nur die Verlegungsverfügung zugesendet 
aom 22,08,18, Es wurde lediglich ausgeführt, dass eine Arbeitsbekiehung niet 
hergestelt werden konnte, so dass die Verlegung nach§ 11 Abs. 1 Satz 1 StVollzG 
NRW erfolgte, Es wurden lediglich die Diagnostikinhalte in ie Verfügu3g kopiert. 
Angegeben wird auch ein Handyfund, obwohl dem Leiter der JVA Geldern BEKANNT war, 
dass es laut der Personalakte GENEHMIGT war!! Hierzu ist ein weitergehendes Ver­
fahren anhängig, denn der Bf, hat eine rechtswidrige Freizeitsperre erhalten, 
Das Verfahren ist anhängig bei LG Kleve unter 161 StVK 88/18 (daraus ergeben sich 
BEWEISE, dass Handys im geschlossenen Vollzug "wohl unter der Hand i,S,d, Beloh­
nungsprinzips11 genehmigt werden!), Weil eine Behandlung nicht möglich sei, habe 
eine Rückverlegung in die "zuständige" Anstalt erfolgen müssen, 
Beweis: SChreiben LG Kleve v, 10,09,18 (Anlage 14) 
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Der Bf. erwiderte hierauf ausführlich, 
Es sind keine Interessensabwägungen ersichtlich, Welche Zwingenden Gründe recht­
fertigen die Verlegung? Das Gericht stehe in er Pelicht wegen er Grundrecht.e aus 
Art, 2 Abs, 1 GG und Art, 2 Abs, 1 i,V,m, Art, 1 Abs, 1 GG, eine Grundrechtsab­
wägung vorzunehmen bzgl, des Verhältnismäjigkeitsgrundsatzes, 
Att, 19 Abs. 4 GG verleiht dem Bf, eine gerichtliche effektive Kontrolle, Die 
Sache muss ausgesetzt werden, damit gerichtlicher Schutz überhaupt sichergeseellt 
werden kann, Eine sofortige Rückverlegung hat zu erfolgen, Die Entscheidung wurde 
am 22,08,18 getroffen, dem Bf. aber erst am 28,08,18 mitgeteilt, damit er kein 
Rechtsmittel vor der Verlegung einreichen konnte! Die Aussetzung des Vollzuges 
wurd.e abgelehnt, Kein Sport nach ärztlicher Anordnung in Bochum. Sportgruppen 
finden (bis dato) wegen Personalmangels nicht statt!!! Die priv, Unterwäsche aus 
gesundheitlichen Gründen wird ihm verweigert. DAs angeordnete EEG nach psychischem 
Zusammenbruch wird verweigert Qwar in GEldern terminiert auf 11,09,18). Die Blut­
analyse, um Gicht auszuschließen wird verweigert (sollte am Verlegungstag erfol­
gen), Der Bf. war inGelürn von der Arbeigspflicht freigestellt, unabhängig von 
der Arbeitsunfähigkeit, um dem Studium zu folten, In Bochum besteht eine völlige 
Arbeitsunfähggkeit, Arbeitslosenversicherungsbeiträge werden - wie in Geldern -
nicht mehr gezahlt! D,h, ggf. nach der Entlassung Arbeitslosigkeit ohne ALG II 
18 gerichtliche Entscheidungen beweisen, dass keine Flucht- oder Missbrauchsge­
fahr vorlieget Er bekommt nur keine vollzugsöffenenden Maßnahmen, weil er sich 
an ie Gesetze hlt! "Belohnungsprinzip11 ! Keine Einzelt,espräche mehr in Bohllllm, so­
wie die Unterstützung des Bf, im Studium·der Rechtswissenschaften end Psychologie. 
Nervenarzt in Bochum sagt: "finger weg von en FAchdiensten in Bochum!", 
Der JVA Geldern,war bekannt, dass ausweislich der Personalakte schon keine Be­
handlungsmaßnahmen erforderlich sind, Warum dann die Verlegung aus "Behandlungs­
gründen???? Alle sozialen Beziehungan sind abgebrochen! Der Bf, hat im Jahr 2016 
Strafantrag gestellt gegen Mitarbeiter in Bochum, weil zwei Insassen zusammenge­
schlagen wurden, Stafifverfahre wurden gegen 4 Beamte eingeleitet. Eine Hauptver­
handlung erfoglte 2018 vor dem AG Bochum!! Der Bf, lebt jetzt in Angst, dass sich 
die Beamten rächen werden! Das war dein Leiter Geldern bekannt!! Verletzung der 
Grundrechte aus Art. 2 Abs, 1 GG durch die Verlegung und Verletzung der Wieder­
eingliederung aus ARt, 2 Abs. 1 i,V,m, Art, 1 Abs, l GG, Der Bf, hat einen An­
spruch auf die Wiedereingliederung, Eine Rechtfertigung für die Verlegung aus 
Behandlungsgründen existiert nicht! Die Masse an Verlegungen machen den Bf, zu 
eiern menschenverachtenden und verhassten Menschen, Zu keinem Zeii,punkt in der 
Haft erfolgte jemals eine.positive Feststellung zu Flucht und/oder Missbrauch! 
Wenn der Leiter Geldern behauptet, dass keine Arbeitsbeziehung oder Behandlung 
möglich sei, verstößt er gegen den Bestimmtheitsgrundsatz aus Art, 20 Abs, 3 GG, 
Der Bf, wurde verlegt, weil er nicht am (bereits erfüllten!) Vollzugsziel mit­
gearbeitet habe, was unzutreffenddist ••• 
Beweis: .Schreiben des Bf, vom 13,09,18, Fax am 14.09,18 (Anlage 15) 

Am 17,09,18 erhält der Bf, per Post einen Beschluss! Die Aussetzung wurde abge­
lehnt! Streitwertfestsetzung auf 500,00 Euro. Als BBgründung wird angeführt, 
dass der Bf, richtigerweise in die zuständige Anstalt verlegt wurde •• Es wei ver­
sucht worden, eine Arbeitsbezeihung aufzubauen (AUsführungen dea JVA Geldean}. 

Die lammer habe auf Nachfrage bei der JVA Bochum mitgeteilt, dass der Bf. die 
Klausur schreiben könne, er in Sportgruppen eingeteilt worden sei und ein Antrag 
auf ARbeitszuweisung gestellt werden könne, 11egen psych. Gespräche seien diese 
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nicht mehr erforderlich, weil die Besprechungen abgeschlossen seien, 
Die Voraussetzungen für eine Aussetzung würden nicht vorliegen. Gefahren, dass 
die Rechte des Bf. vereitelt oder wesentlich erschwert werden, liegen nicht vor 
nach Auffassung der Kammer, Nichts dergleichen würde vorliegen, 
Die Ausführungen des Bf, wilrden nicht zutreffen, weil die JVA Bochum schließlich 
mitgeteilt, dass auch dort alles möglich sei, Er wäre schon auf einer Warteliste 
für den Sport. Den ärztlichen .Bescheinigungen lässt sich nichts weiter enthehmen, 
zumal diese schon ein Jahr als seien, Auch das Besorgniss der Repressalien sei 
nicht begrilndet, denn die Beamten seien ja schon in 2016 angezeigt worden. Der 
Bf. würde deshalb nicht mehr in Kontakt mit den Beamten kommen, Ein höher zu 
bewertendes Interesse sei nicht ersichtlich. 
Der Bf. sei in die für ihn zuständige Anstl.it verlegt worden, Besondere Gründe 
für die Unterbringung in Geldern sien nicht ersichtlich, 
DBr Leiter Geldern habe sein Ermessen richtig ausgeübt nach der STellungnahme 
der Psychologin (nicht die mit dea Diagnostik, sondern die mit den Einzelgesprä­
chen, bzw. UMGEKEHRT! ! ) undddes gefundenen Handys ( was GENEHMIGT WAR!). Das Ge­
richt führt aus,dass es bisher keinen Nachweis für dei Genehmigung geben würde, 
(Anm.: Jede Einsicht in die Personalakte wurde bisher nicht vorgenommen!) 

('j
Bwweis: Beschluss vom 13,09,18 (Anlage 16) 

Dem Bf, wurde die Stellungnahme der JVA Bochum NICHT eingereicht! D:Sr Bf. llrwi­
derte deshalb auf den Beschluss und beantragte nach§ 114 Abs. 2 Satz 3 2,Hs. 
StVollzG die Abänderung, nachdem das rechtliche Gehör nachgeholt wurde, denn es 
wurde gegen Art. 103 Abs. 1 GG verstoßen, 
Den Antrag begdilndet der Bf. mit: Dem Bf, war dann klar, warum die JVA Bochum 
plötzlich einen Sinneswandel erfährt und die Klausur schreiben lässt, wenn das 
Gericht gezielt Einfluss auf die JVA Bochum nimmt, um den Beschluss zu recht­
fertigen zu Ungunsten des Bf,I Es sei unfassbra, mit welchellllMethoden hier vor­
gegangen wird, Das Gericht verkennteauch, dass die Klausurschreibung schon VOR 
der STellungnahme abgelehnt wurde! Das Gericht darf deshalb NICHT Grilnde heran­
ziehen, die sich erst im Nachhinein ergeben haben! DEr Bf, konnte die Klausur 
nur schreiben nach einem Eilantrag bei Gericht! Sport, private Unterwäsche, EEG 
und die Blutwerte konnten NUR nach einem Eilantrag bei dem LG Bochum durchgesetzt 
werden! Hinzu kommt, dass der erforderliche Sport ilberhaupt nicht möglich ist, 
weil über 40 % der Belegschaft in Bochum fehlen! D.h. der Bf. konnte bis dato 
vielleicht Sx am Sport teilnehmen (in 2 Monaten!!!), weil kein Personal zur Ver-

' fügung stehe! Dem LG Kleve ist nicht ansatzweise bewusst, was mit der Psyche des ) Bf, passiert und welche Ausmaße das weiter hat! D:Sr Bf, wird nach jahrelanger 
psychischer Misshandlung aggressiv orthografisch und vermeidet jeden Kontakt mit 
anderen, damit er nicht "explodiert"!! Dem GEricht wurde darüber hinaus auch 
aktuelle ärztliche.Nachweise eingereicht! Sie sind demnach nicht über ein Jahr 
alt! Wenn das GEricht ein Fax benutzen würde, wäre es nicht zur Verletzung des 
rechtlichen Gehörs gekommen! Gerde im Eilverfharen! 
Beweis: Schreiben des Bf. vom 17,09,18 (Anlats 17) 
Gefaxt am 18,09,18 um 06:59 Uhr!! 
Beweis: Faxbericht vom 18,09.18 anbei (Anlage 18) 
Das Schreiben des Bf. vom 13.09.18, per FAx am 14,09,18 lagedem GEricht demnach 
bei Beschlussfassung gar nicht vorl 

Der Bf, brachte ein weiteres SChreiben an das LG Bochl!Jj, vorab per Email an den 
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Dezernenten selbst. Er fragt, warum noch keine Aussetzung erfolgt ist, Seit dem 
28,08,18 leidet der Bf. an chronischem Bluthochdruck, hat schwere Depressionan. 
Ein Verstoß gegen Art, 19 Abs, 4 GG liegt vor, weil 14 Tage ·verstrichen sind 
ohne tatsächlihe Entscheidung. Es liegen massive Gesundheitsverletzungen vor., 
Die Mitarbeiter der JVA wussten eher Bescheid über die Verlegung als der Bf, 
selbst. Der Bf, ist Objekt des Vollzuges, was durch eine Persönlichketis- und 
Wesensveränderung bestätigt ist, 
Beweis: SChreiben des Bf. via Email vom 18.09.18 (Anlagg 19) 

Im v,g, Schreiben wird BEzug auf dine Anlage genommen. Dem Bf, ist nicht mehr 
bekannt, was das für eine Anlage war. 

Mit weiterem SChreiben geht der Bf. davon aus,dass eine llachholung des recht­
lichen Gehörd bereist zur Beschlussfassung gefUhrt hat, 
Der Bf. teilt weiter mit, dass ihm mitgeteilt wurde ausweislich weiterer VEr­
fahren, dass es sich gar nicht um eine Verlegung aus "BehandlungsgrUnden" gehan­
delt hat, sondern es war ein schlichter Belegungsausgleich, wie auch schriftlich 
festgehalten wurde. Die Verlegung wurde demnach einfach nur "getUl!t11 !! 
Beweis: Ausdruck vom 08.10.18 anbei, aus anderem VErfahren entnemmen (Anlage 20) 

SChreiben des Bf, vom 19,09,18 (Anlaeg 21) 

Das Landgricht Kleve teilte dann - per Fax - mit, dass die Stellungnahme der JVA 
Bochum versehendlichmilthtübermittelt worden sei. Dem Antrgasgegner sei kurzfristige 
Stellungnahme bis zum 25,09,18 eingeräumt worden auf die Schreiben des Bf, DEr 
Dezernent .teilt mit, dass Eingaben per Email unwirksam seien und keine BerUcksich­
tigung finen wUrden, 
Beweis: Fax des LG Kleev vom 20,09,18, eiagehändigt 21.09.18, 15:20h (Anlage22)) 

BeigefUgt war de� Schreiben d$e VerfUgung. konkret mit den Fragen: 
- Teilnahme Klausurschreibung wird abgelehnt, weil resozialisierungsfeindlich
- intensiver Sport wird verweigert
- inBochum könne er keiner Tätigkeit nachgehen

Hierauf erwidert Bochum:
- Klausur wird gestattet, Studium aber nur Freizeitgestaltung (Anm,: in anderen

Verfahren wird jede Unterstützung wortwörtlich abgelehnt, da resozialisierungs­
feindlich)

- intensiver Sport wurde nicht verweigert werden, er sei "eingetragen"!!
- Arbeit könne nach Aufnahme auf eine Liste gewährt werden
Beweis: Vfg. vom 06.09.18 (Anlage 23)

Stellungnahme JVA Bochum v. 10,09.18 (Anlage 24) 

Weiter findet sich ein Vermerk, in dem die JVA Bochum bestäitgt, dass psych, Ge­
spräche nicht erforderlich seien! DEr Bf. hat einen Antrag gestellt gehabt, um 
zu erfragen, ob Anweisungen "par ordee du mufti" noch immer aktiv seien! 
Beweis: Vermerktvom 13,09,18 (Anlaeg 25) 

Hierauf erwiderte der Bf. mit Fax, Eine vorherige Anhörung erfolgte nicht! Sie 
erfolgte unmittelbar vor der Verlegung ist nicht eine Anhörung, wie es der Ge­
setzgeber vorsieht! Nach der Entscheidung am 22,08,18 hätte eine Anhörung unmit­
telbar danach erfolgen müssen und nicht erst unmittelbar vor der Verlegung! Der 
Bf, hat ausdrUcklich auf die schädlichen Folgen durch die Verlegung nach Bochum 
hingewiesen! Der Leiter GEldern äußerte: "Sie können sich ja dann dort beim Arzt 
melden!" 
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Er wies aufh auf die nervenärztlich4 Anordnung hin, als er den Termin vor dem 
AG Bochum 09,05,18 wahrgenommen hat, "Keine Überstellung nach Bochum!". 
Den LeUer haben ·diese Tatsachen nicht interessiert. Die Entscheidung stand ja 
schon fest! 

Es wird hier darauf hingewiesen, dass der Leiter GEldern in den nächsten Monaten 
in die Pansion gehen wird, nachdem er aufgrund chronischen Pesonalmangels diesen 
um 6 Monate "verschoben" hat!! Das Selbe gilt für den Bereichsleiter Herr JVAI 
Lagarden! Auch hr hat seine Pansion, die bevorsteht, verschoben! Sonst ist die 
JVA Geldern handlugnsunfähig! Diese Zeit will der Leiter Geldern natürlich 
nicht mit dem Bearbeiten von Stellungnahmen verbringen! 

Der Bf. muss als emotional instabil beschrieben werden, Der Bf, wurde auf der 
Fahr gefesselt, obwohl es ein Fesselungsverbot gibt, was durch die GErichte be­
stätigt wurde, der Leiter Geldern jedoch regeihmäjig mitgeteilt hat, dass ihne

die gerichtlichen Entscheigungen nicht interessieren wlirden! Auch der Bluthcoh -
druck von ca. 160/110 ist wesentlich zu hoch!! Es wird erneut mitgeteilt, dass 
nunmehr bekannt wurde, dass es sich offiziell um einen Belegungsa.usgleich han­
deln würde, gegen den Willen des Bf., was durch die Urkunde aus dem Verfahren 
bewiesen wird! 
Der Bf, weist darauf hin, dass das Gericht nur Tatsachen heranziehen darf, die 
zum Zeitpunkt der Verlegungsentscheidung bestanden! Nachträgliche Situationen, 
Gegebenheiten etc, sind nachgeschobene Griinde und dürfte nicht verwertet werden! 
Das Gericht tut das aber. 
Die Klausur wurde nur gescheieben, weil das Landgericht darauf hingewirkt hat. 
Sport wird auch weiter verweigert, weil kein Personal zur VErf!igung steht!!! 
Der Leiter Geldern ist verpflichtet, seine angstellten Erwägungen offenzulegen, 
Es erfolgte nichts dergleichen! Der Bf, wurde nur entsorgt! 
Der Bf, ist für keine Tätigkeit einsetzbar! D,h, dem Leiter Geldern war zum Ent­
scheidungszeitpunkt bekannt,·dass keine Arbeit zur Verfügung steht, keine Klau­
sur geschrieben werden kann, kein intensiver Sport betrieben werden kann usw,, 
den das musste der Bf, alles im Eilverfahren erstreiten!! 
.Die fersonalakte beweist, dass der Psych, Dienst nicht für den Bf. zuständig ist! 
Dem Bf, ist bekannt, dass die Vollzugsbehörden die GErichte vorsätzlich belügen!! 
Systematisch und vorsätzlich, um einer Entschdidungezu entgehen. 

Warum dann eine Verlegung aus "Behandlungsgriinden", wenn gar keine Behandlung 
erforderlich ist?? 
Anm,: Alle Verlegungen erfolgten aus vermeintlichen Behandlungsgriinden!! 

Die vorläufige Aussetzung sei gerade der typische, vom Gesetzgeber vorgesehene 
Reglungsgahalt des vorläufigen Rechtsschutzes gegen belastende Maßnhamen, Der 
Bf, filgt noch ein Diagramm ilber einen Gewichtsverlauf hinzu, als er von der JVA 
Bochum bzw. deren Mitarbeitern schon in der Vergaaganheit massiv gemobbt und 
psychisch misshandelt wurde incl. Schmerzensgeldzahlungen, 
Se111!41t: Schreiben als Fax des Bf. vom 21,09,18, gefaxt am 24.09, (Anlagg286) 

Der Bf, faxt ein weiteres Schreiben da LG Kleve und teilt masttee Schlafstörungen 
sowie eine Gewichtszunahme von iiber 5 lg mit innerhalb weniger Wochen! Auch das 
kommt einer Gesundheitsverletzung gleich nach der Definition des BGH. Der Bf, 
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hat weiter mitgeteilt, dass seit der VErlegung EINE Gruppenteilnahme ermöglicht 
wurde (Anm,: in Geldern waren es täglich bis da 31), was auch die Gewichtszunah­
me neben dem Stress erklärt! Aufgrund schwerer neuer Depressionen ist eine Ar­
beitsfähükeit völlig ausgeschlossen! D.h, nach der Entlassung bei Bedarf kein 
Anspruch auf ALG I, da keine Beiträge gezahlt, In Geldern schon, 
Beweis: Schreiben des Bf, als Fax vom 25,09,18 {Anlaes 27) 

Das LG Kleve faxt dem Bf, ein Schreiben zu mit weitergehender Seellungnahme einer 
anderen Bearbeiterin. Sie führt aus, dass dem Bf. am 28,08.18 die Verlegung er­
öffnet worden sei und demnach auch eine Anhörung erfolgte! Eine behandlerische 
An- und Einbindung sei aufgrund des gezeigten Verhaltens nicht gelungen, so dass 
eine Arbeitsbeziehung nicht entstehen konnte, In der JVA Bochum wlirden "vergleich­
bare" Angebote der Freizeitgestaltung vorhanden, Durchgeeifende Nackteile seien 
nicht erkennbar, Die Verlegung erfolgte rechtmäj!lg. Weil die Arbeitsbeziehung 
nicht aufgebaut werden konnte (Anm.: keine Anträge auf geeichtliche Entscheidung 
stellen!), seien die Grundlagen flir die Unterbringung enefallen und es habe eine 
Rilckverlegung in die zust, JVA erfolgen müssen! 
Bewe•s: Schreiben des LG Kiive vom 27,09,18, ausgehändigt 28,09,18 (Anlage 28) 

Hierauf erwiderte der Bf, erneut. Der M. kann nicht verstehen, warum keine Aus­
Setzungsentscheidung erfogltl Das Verfahren ist 4 Woceen anhängig, Der Rechts­
schutz muss sofort einsetzen aus ARt, 19 Abs. 4 GG, damit er überhaupt effektiv 
ist, Die STellungnahme der JVA Geldern erschöpft sich nur in Wiederholungen! Die 
Verlegung erfolgte systematisch in Unkenntnis, eine Anhörung erfolgte nicht! 
Welche "Arbeitsbeziehung" meint dennndie JVA Geldern? Die JVA macht weiter sach­
fna111de Ausführungen und belegen die Willkür mit: "Auch in eer JVA Bochum.,.fl; 
"Vergleichbare Angebote,.," ••• 

Der Leiter Geldern teilt noch immer keine KONKRETEN Griinde vor, welche Behandlung 
nur in Bochum möglich ist, nicht aber in Geldern, Zumal der Leiter GEldern weiß, 
dass er schon am 24.04,17 ausdder JVA Bochum "wegverlegt wurde" aus BEhandlungs­
gründen!I Latent unterstellt der Bf, dem Gericht eine Rechtswbeugung! 
Die Bearbeiterin hat hier lediglich abgesdchrieben von schon vorliegenden Stel­
lungnahmen, Der Bf. wurde vielmehr unter ständigem psychischem Druck gehalten, 
endlich die Verfahren zurückzuziehen!!!! Der chronische gerichtliche Personalman­
gel ist nicht Problem des Bf,! Wenn die Kammer überlastet ist, ist sie verpflich­
tet, eine Überlastungsanzeige anzubringen, Dass die Gerichte in nahezu allen Be­
reichen chronisch unterbesetzt sind, sit längst bewiesen und allgemein bekannt! 
So ist z.B. das LG Bochum nur 'We9en 60-90 Vollzugsverfahren, in denen der Bf, in 
der Regel recht bekommt, mittlerweile völlig handlungsunfähig! Verfahren sind 
seit über 3 Jahren anhängig. Der Bf. legt dar, dass in der JVA Bochum teilweise 
bis zum 41,98% der gesamten Belegschaft fehlt! Abteilungen können nur noch durch 
Auszubildenedbesetzt werden, Post kann samstags nicht mehr abgeholt werden, die 
Bportgr111111en fallen aus, weil keine Leute da sind. 
Er wied11rholt: 
a) schwere Depressionen
b) in keinem Bereich mehr einsetzbar
c) KEINE Sportmöglichkeiten wie angeordnet
d) Verlust der Ansprüche AW I im Bedarfsfall nach der Entlassung
e) keine Einzelgespräche mit der vertrauten Psychologin Frau Dr. Baisch
f) Klausurablegung nur nach Eilantrag
g) private Unterwäsche, Sport etc. nur nach Eilantrag möglich, was nicht ansatz­

weise den Bedingungen wie in Gelern entspricht
h) Gewichtszunahme 5,5 kg
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Alle diese Punkte waren der JVA Geldern am 22,08.18 bekannt!!! 

Und welche BEhandlung soll jetzt in Bochum erfolgen??? 
Die Verlegung war nur ein Belegungsausgleich! 
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Verstoß gegen Art, 2 Abs, 1 GG, Art. 2 Abs, 1 i. V .m. Art, 1 Abs, 1 GG und 
gegen ARt, 3 Abs. 1 GG (Willklirverbot), 
Beweis: Schreiben des Bf, als Fax v. 28,09,18, gefaxt 01,10,18 (Anlage 29) 

Der Bf, reicht eineweiteres SChreiben ein per Fax, durch seinen Betreuer, Er 
fragt warum keine Entscheidung erfolgt! Die VerzögerungsrUge nach§ 198 GVG 
wird erhoben! Ftinf Wochen sind verstrichen. Weiterer Hinweis auf die objek­
tiven Tatbestäne des§ 339 StGB erfolgen. 
Der Bf, hat sich vollständig zurUckgezogen und vermeidet jeden Kontakt mit der 
in Bochum stark ausgeprägten kriminellen. Subkultur. 
Beweis: Schreiben des Bf, vom 05,10,18 als Fax liber Betreuer (Anlaeg 30) 

Es erfoglte ein weiteres Fax mi der Nachfrage einer Entscheidung! Er fragt 
weiter, ob interne Absprachen mit der JVA Geldern getroffen wurde oder ob 
das Eilverfahren mit dem Hauptsacheverfahren verbunden werden soll, um Zeit 
zu sparen. Das Gerit verstößt gegen die Grundrehcedes Bf,! Art. 19 Abs, 4 GG 
ist neben Art, 2 Abs, 1 GG, ARt. 2 Abs, 1 i,V,m, Art, 1 Abs, 1 GG deutlich 
verletzt, Die Vorgehensweise vermittelt den Eindruck von Willkür nach Art. 3 
Abs, 1 GG, Sehhliche Grunde flir die Verweigerung sind nicht erkennbar, 
Beweis: Fax des Bf. vom 09,10.18 (Anlage 31) 

M:i.t Deiterem Schreiben wurde Dienstaufsichtsbeschwerde behoben,denn es ist nach 
den eigenen Erfahrungen bewiesen, dass der Rechtsbehelf nach§ 198 GVG völlig 
wirkungslos ist, selbst in Hauptsacheverfahren! 
BEweis: Schreiben des Bf. vom 11.10,18 (Anlage 32) 

Hierauf wurde spä.ter reagiert. 
Beweis: Schreiben LG-Präsident Kleve vom 16.10.18 (Anlage 33) 

Weiebres Schreiben auf Sachstandsmitteilung wird eingereicht, Gerligt wird er­
neut der Verstoß gegen Art, 19 Abs, 4 GG. 
Beweis: Schreiben des Bf, vom 11.10,18 (Anlage 34) 

Weiteres Schreiben auf Sachstandsmitteilung erfolgt, 
Beweis: Schreiben des Bf, vom 14.10.18 (Anlage 35) 

Der Bf, bekommt ein weiteres SChreiben des LG Kleve mit einer Stellungnahme der 
JVA Geldern mit Frist zum 19.10.18, Ausgehändigt am 15.10.18. 
Das Gericht teilt in einem Vermerk mit, dass aus Personalgrlinden keine Entschei­
dung bisher möglich war, weil ein erstinstanzliches Urteil zur Fertigstellung 
erfolgen musste und weitere Anhörungstermine wahrzunehmen waren. Außerdem musste 
der Richter an anderen Hauptverhandlungsterminen teilnehmen. Es wurden weitere 
Übermittlungsfehler eingeräumt, was dem Personall!ll!lngel zu schulden istJsein dürfte, 
Weiter wird auf einen einwöchigen Urlaub hingewiesen!!! Weiter seien Faxprotokolle 
falsch abgeheftet worden, 
Beweis: Schreiben des LG Kleve, Fax vom 12,10,18 (Anla@s 36) 

Der Leiter Geldern flihrt aus, Angeblich wurde dem Bf. rechtliches GEhör gewährt 
durch rias Informieren über die Verlegung! Der Bf. habe Zeit zur Stellungnahme ge­
habt, unmittelbar vor der Vrelegung, die bereits entschierien wurde, Der Bf, habe 
eine alternative VErlegung verlangt, wenn diese schon feststehen wliree, Der Bf. 
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habe nicht mitgeteilt, dass die Verlegung Nachteile mitaich bringen wiirde. 
Fristen zur Durchführung der gesetzlich vorgesehenen Anhörung seien nicht 
normiert. Deshalb sei auch der Zeitpunkt der Anhörung nicht zu kritisieren. 
Die Angaben des Bf. seien nicht geeignet, die RechtmUßigkeit der Verlegung 
in Zweifel zu ziehen. Der Bf. würde nur Unterstellungen und subjektive Be­
wertungen vortragen. 

Der Leiter JVA lili'iil:dern teilt plötzlich mit, dass die Verlegung NICHT aus Be­
handlungsgründen erfolgte, sondern gemäß dem Vollzugsplan des Landes NRW, 
da die JVA Bochum zuständig sei!! 

Anm.: Also doch nur ein Belegungsausgleich!! Und warum dann die Ausführugoen 
in dem Bescheid vom 22.08.18, von dem selbst die Psychologin nichts 
wusste??? 

Beweis: Shhreiben JVA Geldern vom 11.10.18 (Anlage 37) 

Hierauf erwidert der Bf. erneut!!! Er stellt sich die Frage, welchen Sinn das 
Aussetzungsverfahren mecht, wenn nach§ 114 Abs, 2 StVollzG quasi schon die 
gesamte Hauptsache behandelt wird?? 
Der Bf. bestreitetrdas rechtliche GEhör erhalten zu haben i.R..d, Anhörung! 
Der Gesetzl}eber hat das mit§ 11 ABs. 4 GtVollzG NRW nicht so gemeint, Warum 
die Anhörung erst 6 Tage später? Die Psychologin hatte keine Kenntnis, obwohl 
sie maßgeblich an der Behandlung beteiligt war! 16 Gespräche mit insgesamt 20 
Stunden wurden geführt! Die Angabe zur JVA Dortmund war eine Persilierung i,S.v. 
"Warum nicht JVA Dortmund?", Dass keine schädlihen Folgen mitgeteilt wureen, 
wird bestritten! Der Bf, hat noch i.mmer panische Ängste!! Der Bf. wiederholt 
alle bisherigen Angaben und stellt den VErgle:l.ch der Behandlung Geldern/Bochum 
dar, 

Dem Leiter GEldern war nicht klar, dass der ßf. Kenntnis von der verkappten 
Verlegung "Belegungsausgleich" hatte!! Deshalb meint er jetzt, dass die Verle­
gung nur aus Behandlungsgründen erfolgte! 

Der Bf, machte weitere rechtliche Ausführungen. 
Beweis: Schrefäen d.es Bf, vom 15,10.18 (Anla@S 38) 

Der Bf, muss ein weitere SChreiben anbringen, denn das Gericht hat Frist bis 
zum 19,10,18 eingeräumt, so dass auch dann die Entscheidung erfolgen dürfte, 
Erhebliche Arbeitsiiberlastung udn chronischer Personalmangel seien nicht Pro­
blem des Bf. Das hätte höchstens zur Überlastungsanzeige führen müssen, so 
dass gegen Art. 19 Abs, 4 GG verstoßen wurde! 
Der Bf. stellte am Morgen des 19.10.18 eine weitere Gewichtszunahme fest i!Iv, 
83,6 kg, Er ist nach Bochum mit 76 kg verlegt worden! Er darf kein Sport machen 
zur psychischon Entlastung und hat bereits 7,6 kg zugenommen!! Zzgl, Bluthoch­
druck, schwere Depressionen, völliger Rilckzug, keine STudiumsbefassung mehr, 
da Bochum nicht von er Arbeit freistellt (Studium i11 Bochum= Resozialisierungs­
feindlich, obwohl zahlreiche Einstellungsbestätigungen in der Personalakte). 
Auch musste der Bf, einen Insassen erkennen, den er vor Jahren (2013) schwer 
belastet hat und der zut:zeit eine Haft von ca, 12 Jahren verbilßt!! Dieser ist 
wohl ein Freund von jemanden, der den Bf. wahrheitswidrig eines l!lordee beschul­
digt/belastet hat, was letztendlich eingeseillt wurde. Muss der Bf, jetzt mit 
einerrweiteren Küge/Aussage rechnen, damit der andere z.B. Hafterleichterungen 
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erhält, wie es oft der Fall ist, ohne dass auch nur ansatzweise etwas Wahrheit 
dahintersteckt?? 
Beweis: SChreiben des Bf, vom 22,10,18 (Anlage 39) 

Der Bf, rihtet ein weiteres SChreiben an das Landgerichtspräsidenten und beklagt 
die Grundrechte aus ARt, 2 Abs. 1 GG, Art. 2 Abs. 1 i,V.m. Art, 1 Abs. 1 GG, 
BEweis: SChreiben des Bf, vom 23,10,18 (Anlage 40) 

Ein letztes Schreiben richtet der Bf, erneut nn das LG Eillellomund lehnt den 
Richter nach§ 24 Abs, 2 StPO ab, Er weist darauf hin, dass Personalmangel nicht 
Probeem des Bf, sind, 
Beweis: Schreiben des Bf. als Fax vom 23,10,18 (Anlage 41) 

Am 23.10.18 erlässt das LG Kleve einen Beschluss, faxt es und wird dem Bf. erst 
am 24,10.18 gegen 15:00 h ausgehä.ndigt! 
DAs Gericht sieht sich zur Beschlussänderung nicht vwranlasst, Eine Rechtsverle­
tzung durch die Verlegung sei nicht zu bejahxen. Der Bf. habe grundsätzlich die 
gleichen (Behandlungs-)Anspriiche wie in Geleern. Es sei nicht erkennbar, dass 
eine sachgerechte Behandlung in Bochum nicht möglibh sei oder systematmich eine 
feindliche Haltung heraus e.rforderliche Behandlung verwehrt werden wiirde, Das 
wilrde sich auch nicht daraus grgeben, ass dem Bf, einzelne Behandlungsmäißahmen 
verweigert wurden oder er sich auf Wartelisten eintrgen musste,. Schließlich habe 
er die Möglichkeit des Rechbs,schutzes bei Gericht in Bochum. Eine psychische Be­
lastung sei durch die Verlegung nachvollziehbar,, Das REcht auf die gesundheit­
liche Unversehrtheit sei nicht erkennbar, Die diagnostizierten Gesundheitsverle­
tzungen der schweren Depression� akl!Uen Belastungsreaktion und physiologische 
Insomnia seien nicht aussagekräftig als Folge der Verlegung. Es sei nicht zu 
erwarten, dass die fortdauernde Zeit des Aufenthaltes trotz Behandlung längere 
Zeit forddauern wird. Der i\lmfang der Schriftsätze des Bf, legen eine schwere de­
pressive Episode nicht nah, 
Beweis: Beschluss des LG Kleve vom 23, 10, 18, (Anlage L,2) 

Zulässigkeit: 

1. 

III.) Rechtsausführungen 

Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig, Der Rechtsweg ist ausgeschöpft, Ein wei­
teres Rechtsmittel gegen den BEschluss des ll&GKieam gibtges nicht. Der Beschluss 
ist insowei.t unanfechtbar. Die Verfassungsbeschwerdefrist ist gewhhrt, Der Be­
schluss ist am heutigen Tage eingegangen, Fristende ist demnach am 24.11.18. 

Weil der Bf, massive Panikattacken hat in ßohum, ist er gezwungen, bis um 03:00 
Uhr die Verfassungsbeschwerde zu fertigen, 

2. 
Die angefochtenen Beschlilsse sind verfassungsrechtlich inakzeptabel. Aus folgen­
den Griinden können Sie keinen Bestand haben. 

a) 
Die Annahmevoraussetzungen aus§ 93a Abs. 2a BVerfGG liegen vor, weil die Ver­
fassungsbeschwerde grundsätzlihe verfassungsrechtliche Bedeutung hat, 
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Weiterhin liegen die Voraussetzungen aus§ 93a ABs, 2b BVerfGG vor; um die 
Recht/Grundrechte des Bf. durchzusetzen. Im Rahmen der vorgenannten Begründung 
ist ersichtlich, dass die Rechte des Bf, verletzt werden und eine Entscheidung 
des BVerfG angezeigt ist, um sie zu schützen, dmit nicht weitere besoneres schwe­
re NachteHe entstehen, gerade gesundheitlicher Art. 
Darüber hinaus muss auch auf die Stattgahevorausst;tzimgen aus § 93c Ahs. 1 
BVerfGG zurückgegriffen werden, denn in dem vorliegenden Sachverhalt liegen 
auch Bestandteile vor, hei eor die normativen verfassungsrechtlichen Fragen 
durch das BVerfGG bereits entwschieden wurden (vgl. nur vom 30,11,16 - 2 BvR 
1519/lL, •- imFall der JVA Bochum zu Horst Güdelhöfer). 

Zur weiteren Begründung: 

a) 
Das BVerfG ist angehalten zu klären durch aufzustellende Maßstäbe, ob eine An­
hörung nach� 11 Abs, 4 StVollzG NRW noch gegeben ist, wenn sie unmittelbar vor

der Verlegung erfolgt, also wenige Minuten; oder ob sie - wie hier - unmittelbar 
nach der Verlegungsentscheidung hätte erfolgen miissen, also noch am 22.08.18. 

Auch die JVA Geleern teilt mit, dass es keine gesetzliche Vorgaben gibt, so dass 
das BVerfG hier Maßstäbe aufstellen muss. 

b) 
Das LG Kleve verstößt in seiner Entscheidung gegen ARt. 103 Abs. lGGG imBBeschluss 
vom 13.09,18, denn die Stellungnahme der JVA Bochum wurde ihm vorenthalten, Hier 
ist auch fraglich, ob nicht weitere Verfahrensfehler gegeben sind. Denn wieso 
lehnt die JVA Bochum die Kleusurschreibung ah, erhält eine Anfrage durch das LG 
Kleve neben einem fernmiindlichen Gespräch udd plötzlich ist die Klausursehrei­
hung möglich? Der Bf, geht hier von gezielter Beeinflussung aus, damit der Be­
schluss nachträglich gerechtfertigt wird. Zwar hat das Gericht die Nachholung 
des rechtlichen Gehörs en�öglicht, Aber auch i.n der v .g, Entscheidung ist es 
schon zu einem Verstoß gegen ARt. 19 ABs. 4 GG gekormnen, denn es findet nach 
diesseitiger Auffassung iiberhaupt keine Abwö,bung statt bzgl. der betroffenen 
Grundrechte des Bf. aus Art. 2 ABs, 1 GG. Die Verlegung erfoglte (erst) aus 
Behandlungsgrüm!ai!! Das obwohl die Behandlung, soweit sie nach der Masse an ge­
richtlichen Entscheidungen denn erforderlich ist, in Geldern voll ausgefiihrt 
wurde (3x/Tag Sport, Freistellung für STudium, Arbeitstherapie mit ALG I Anspruchs­
erwerb, Einzelgespräche mit d.er Psychologin usw,). Was verlangt dfo JVA Geldern 
denn noch? Oder war die Verlegung nur eine "Ents0111gung", wej_l der Bf, einen An­
trag auf gerichtliche Entscheidung gestellt hat? Das ßesamthild spricht filr sich, 

Das LG Kleve hat unberücksichtigt gelassen, dass alle nur denkbaren "Bßhandlungs-" 
Maßnahmen in Geldern durchgeführt wurden, unabhängig von der Erforderlichkeit, 
Wenn das LG Kleve dann meint, bestimmte Yiaflnahmen seien auch in Bochum /lliliglich, 
Die Kammer hat selbst ermittelte Tatsachen herangezogen in unzulässiger Form und 
suggestiv die JVA Bochwn beeinflusst (vgl. Lübbe-Wolff, Bie Rechtsprechung des 
BVerfG 2016, S. 377 f. m,w.N.). Daw ist verfassungswidrig,denn die Kammer hat so 
ihren eigenen Beschluss nachgebessert, Der JlEschluss beruhte demnach auf Tatsa­
chen, die zu dem lettpunkt der Verlegungsentscheidung iiberhaupttnicht vorgelegen 
haben. 
Art. 2 Abs. 1 GG wird dadurch verletzt, dass die Verlegung gegen den Willededes 
llf. erfolgte und ihm noch systematisch die ahance effektiven ßechtsschutzes ge­
nommen wurde, weil ihm erst unmittelbar vor der Verlegung diese Tatsache eröffnet 
wurde, Er wurde vor vollendete Tatsachen gestellt. Die Kammer verkennt hier die 
Bedeutung des Grundrechtes, 



Seite 17 

lls liegt weiter ein Verstoß gegen Art, 2 Abs. 1 i.V,m, Art, 1 Abs. 1 GG vor, 
denn die Verlegung gefährdet die Wiedereingliederung des Bf. massiv! Er wurde 
aus seiner arheitstherapeutischen Maßnahme herausgel:tommen, in der er einen Lohn 
erhalten hat und Arbeitslosenversicherungsbeiträge zahlen bonnte, Wenn die Kam­
mer meint, er könne auch in Bochum arbeiten, müsse nur auf eine Warteliste, ver­
kennt es auch hier den Grundsatz der Verhältnismäßigieit! Der Bf. ist aufgrund 
der Verlegung völlig arbeitsunfähig! Diese Arbeitsunfähigkeit hat die JVA Bochum 
in der Vergangenheit selbst verursacht durch Mobbing, Disziplinierung, i".lachtde­
monstration, Diffamierung und Diskriminierung! Nur deshalb erfoggte die Diagnose 
am 23.02.17 "Arbeitsunfähig"!! Das Gllricht zieht liier überhaupt keine Parallelle 
zwischen den Ursachen und der Tatsache, ob ärztliche Bescheinigungen ein ,Jahr alt 
seien, DAss die RUckverlegung ift das "Feindesland" wesentlich schwerwiegendere 
gesundheitliche Folgen haben wird, was eingetreten ist, lag auf der Hand und 
hätte dem Gericht bewusst sein mUssen, denn er Bf. hat darauf hingewiesen! 
Selbst der Neurologe empfiM!lt aktuell die Verlegung indden ofenen Vollzug. 
Beweis: Untersuchungsbericht vom 11.10,18 anbei (Anlage 43) 

Es wird auch bdstritten, dass der Richtedrdie erforderlichen Fachkompetenzen hat, 
um die gesundheitliche Situation un ddie weiteren Folgen überhaupt beurteilten 

; zu können. Umso mehr hätte sich die Aussetzung aufdrängen müssen, 
Weiter Uberschreitet das GEricht seine Kompetenzen, wenn es mei.nt, dass die be­
troffenen Beamten, die die Häftlinge zugammengeschlagen haebn nicht mehr zu den 
Repressilien gegeniiber des Bf. neigen wiirden ! Tatsi\chlich ist das VErfahren in 
2018 erst richti.g angelaufen gegen die 4 Beamten! Das wurde dem Gericht mitge­
teilt! Der kammer wurde auch mitgeteilt, dass einer der Beamten den Bf. schon 
"hlindereibend" begrUßt hat, obwohl iiberhaupttkein Bezug zu dies0m besteht l D,h, 
der Bf, lebt auch aktuil,11 inAngst, dass auch er zusammengeschlagen wird (Anm.: 
dass Insassen zusammengeschlagen werden ist in den geschlossenen JVAen des Lan­
de NRW teilweise gängige Praxis! siehe nur JVA RaUngen aktuell wieder mit sus­
pendierten Beamten). Die Ängste des Bf. werden seit Jahren kompensiert und uage­
formt in Hass und Wut!! Diese staut sich seH ,Jahren an. 

Dns "'.!0r1.cht stHtzt SE.�ine Entscheidung auch auf "Zustfö1tligkeitsgrüne"! Es ist 
verfassungsgeri.chtlich geklärt j r1<'.lss eine Verlegun;; at1s ZustEindigke:ttsgrUnHn 
irgendwann nicht mehr greifen kann, wie hier. Wenn auf "Vollstreckungsplan" ver­
wiesen wfrd, stell.t sich auch Me Frage, wer diesen erstellt, Was ist ein Voll­
streckungsplan? Wer entscheidet das und aufgrund welcher Erkenntnisse?? Dem Bf, 
ist nicht ansatzweise klar, was es damit aufsieh hat und nach welchen Kriterien 
das entschieden wird! Zu keinem Zei.tpunkt wuree dem Ilf, ein Vollstreckungsplan 
vorgelegt. 
Auch der B'"]zue tJuf "das (genehmigte) Handy kann nicht <l:nuchgreifen, denn auswei.s­
li.ch der Pernonalakte gehen 1.!nbestreitbar die GENEHMIGUNGEN vor! Wenn behauptet 
wird, in NRW seien sie nicht zugelassen� sei darauf hinget•rie.sen, dass der Bf. 
auch im Besitz von Geräten ist, bei denen die USB-Anschliisse NICHT versiegelt 
sind, er Uber Bluetooth-fähige Geräte verfügt, eine elektronische Grammwaage und 
US!1-N0tzte:i.le rdt GPS-Uhr etc. Ein Großteil clGr GEräte sind in NftW nicht zuge­
lassen und undenkbar, gerade nichtversiegelte Cilräte! Die BEhauptungen der JVA 
diennn höchstens dem Selbstschutz t denn es ist gä.ng:i.gs Praiis in den JVAen, auch 
wen das Justizministerium das niet hören will! Allein in der JVA Bochum hat der 
Bf. rfü�hr als als 6 Beonte gesehen, die ihr privates Hondy im Dienst mitführen, 
düi er auch nahentH.ch benennen kann! Scheint wohl doch nicht so ver.boten zu sein 
in Ni'W! 
Selbst wenn die Behauptungen dar JVA t:utreffen wt\rden, möge er dem GEricht mal 
mitteilen, warur.i allein in Geldern jährlich Uber 300 Gllräte aufgefunden werden, 
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und warum noch nie ein Beweis ergehen konnte, dass Handys als Fluchtmittel 
benutzt wurden (so auch AK-Feest, StVollzG 2017). Dass die vermeintliche Gefahr 
von Handys nur rein theoretischer Natur sind, ist in der Praxis seit Jahrzehnten 
bewiesen und rechtfertigt in keiner Weise eine Verlegung, zumll in der Personal­
akte die Genehmigung vorliegt! In Gldern sind Insassen, bei denen mehr als78 Mal 
Mobilfunkgeräte angefunden wurden, weil sie nicht zugelassen waren. Dennoch er­
folgte keine Verlegung. Hier sollte die Entscheidung der Kammer offensichtlich 
weiter nachgebessert werden, ohne eine Sachverhaltsaufkliirng durchzuführen. 

Bereits in cier Vergangenheit (siehe konkret lWerfG 2 BvR 2165/18 zum offenen 
Vollzug) hat der erkennende Richter die JVA Geldern aufgefordert in einem Eil­
verfahren, die Personaiakte vorzulegen! Die JVA Geldern hut sich rni:WEIGER'.C! ! ! 
So konnte das GEricht nicht prUfen, dass in der Personalakte bereits ;:�in positi­
ver Bescheid zur Verlegng in den offenen Vollzug enthalten war. 

Das GEricht hätte aussetzen mUssen� auch t:1uf der Grundlage der falsch vermittel­
ten Tatsachen durch die .JVA Il•,hbum, uumiH dort auch bekannt war, d.ass es keine 
Verlegung aus �I2}1andlungsgri1n(�n war, sondc-::rn nur ein 3elegungsausg10ich! 

c) 
Art, 2 Abs, 1 i. V ,m, Art. 1 Abs. 1 GG uird massiv VE,rletzt. Dac1 GEricht Yerkennt 
völHg die Tatschen in Geldern und Bochum. 
In GBldern: 

soziales Umfeld zw� Insassen und Beamten in ausgeprägt guter Form 
Arbeitstherapeutische Maßna!1me, Freistellung von der Arbeit fiir Dtudium 
Thera.p-eutische Einzelgespräche mit Frau Dr „ Baisch als Psychologin 
Sport aus gesund.heitl:i.chen Gründen täglich 3x! Ohne Sport hätte sich rler Bf. 
vielleicht schon suizidiert, wegen der psychischen Misshandlung, was selbst 
den !1entor Herr Prof„ Feest (Uni Bremen) wundert 
Klausurschreibungen sichergestellt mit Abstimmung <le:r J

?

e:rnUni Hagen 
Gesundheitliche Stabilisierung durch außerordentl:i.ch freundliche Abteilungsbeamte 

In Bochum: 
soziales Umfeld wird vermieddn, da Uber 90 % kriminelle Subkultur 
erheblicher Rückzug im Haftraum (Bf. schläft bis 10 h, Gardiann sind grundsätz­
lich geschlossen; wenn er nicht etwas schreibt, liegt er schlafend im Bett und 
schaut TV; vermeidet jeden sozialen Kontakt, auch zu den Beamten, die ihm gegen­
über - wie in er Vergangenheit - feindselig gegenUber stehen, 
keine Besuchsmöglichkeiten mehr vorhanden (Geldern bis zu t, STd./Stück), da 
nach Stoppuhr eine Stunde beendet wird; Besuche werden nicht mehr durchgeführt 
ab sofort, weil das soz, Umfeld. nur heulend vor dem Bf. sitzt und beobachten 
muss, wils sich der Bf. zu einem menschuairerachtenden und verhassten Persönlich­
keit entwickelt, wie bereits psychiatriscxh diagnostiziert; Sonderbesuche werden 
ahielehnt, trotz gerichtlicher Entscheidungen 
Studium wird seit der Verlegung nicht mehr durchgeführt wegen des psych. Drucks 
und des verursachten Stress: Klausur am 17,09.lß wurde zwar geschrieben (nach 
Eilantrag), aber letztlich "auf E:lUck" ohne Vorbereitungen 
Leiter der .JVA Bochmmssetzt auf Vollverbt!ßung! VollzöM werden weiter entgegen 
jeder gerichtlichen Entscheidung abgelehnt! Der Bf, soll selbst gefesselt werden 
bei Ausführungen (in Geldern 4 ungefesselte Ausführungen), so dass ein Eilantrag 
auch nier anhängig ist 
Arbeitstherapeutische Maßnahmen sind nicht mehr möglich! Da völlig arbeitsunfähig 
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- P.sych, Einzelgespräche .sind nicht mehr mögUch, weil schUcht nicht ansatz­
weise ein Verl!:rauen.sverhältnis zu iiberhaupt jemandem in Bochum besteht! Dei
Vergangenheit hat gezeig�t dass der Bf, gehasst wird! Gegen ihn wurde und wird
weiter systematisch vorgegangen. Die Verlegung aus Bochlam weg vrfoglte am
24,04.1&1! Und jetzt wieder aus Zuständigkeitsgriinen, obwohl "bekannt" ist, dass
die Verlegung aus Behandlungsgrlinden erfolgte unrl rechtswidrig war. Hi.er wird
sehr deutlich, dass unter Verstoß gegen ARt. 3 Abs. 1 GG in massiver Form
willkiirl:ich vorgegangen wj_rd, ohne RUcks:icht auf die Gesundheit des Bf.!

- Studium wird nicht unterstUtzt, es sei resozialisierungsfeindlich und wiirde
die Eingliederung nicht fördern! Der Flf. solle nach Auffassung der Leitung, Herr
Thomas König, in die JVA-Betriebe, um dort den Umgang mit der krimilelllen Sub­
kultur zu trainieren! Der wahre Grudd ist jedoch, dass ddr Bf. nach der Ent­
lassung im Bereich des Strafvollzugsrecht einen Tätigkeiteschwerpunkt haben
wird, sollte die Haft nicht durch seinen Tod eingebüßt werden!
Darauf ziett die JVA Bochum ab!

- In Bochum 6 kg Gewichtszunahme, aus Gründen des STress und der Tatsache, dass
kein Personal vorhanden ist, damit überhaupt (Sport-)Gruppen stattfinen können,
Es fehlt fast die Hälfte der Belegschaft!!

DAS IST BOCHUM! Und die Verlegung erfolgte aus "Behandlungsgründen"?? Bzw. am 

Ende ja aus Zuständigkeitstriinden, 

Das LG Kleve verkonnt c1as völlig. 

Dass hier die Wiedereingliederung gefährdet ist, liegt auf der Hand, zumal er 
nun 18 gerichtliche Entscheidungen vorliegen hat, döss seit August 3013 vollzugs­
öffnende Maßnahmen rechtswidrig abgelehnt 1mrden (zuletzt erst wieder OLG Hamm 
vom 25.09,18 - 1 Vollz(Ws) 419/18 - zur ZurUckweisung wegen rechtswidriger Ab­
lehnung des Schreibens einer Klat!sur in der Ruhe-Uni-Bochum durch Begleitausgang 
im Jahr 2016). 
Ändern tut sich r!ICHTS, weil die Gerichte inkonsequent: sind und nicht Uber die 
fachliche Kompetenz verfügt im Bereich des Strafvollzugsrechts und der Krimino­
logie„ Sowohl in Bochum ala auch an andf!ren i:emnern .;::;ind Uberwiegend nur Jung­
i-ichter eingesetzt und ,solche 11 die an anderer Stelle "nicht zu gebrauchen" sind, 
was auch die Fachliteratur bestätigt, 

Bis dato wurdf� dem Bf. auch nicht ermöglicht, die Rechnungslegung durchzufilhren 
ftir die abgemeldeten GmbH l?s Co KG (siehe 2 Bv11. 2165/18), so dass allein während 
des Aufenthaltes in Boch1.1m weitere Ordnungsgelder erhoben tmrl erneut angectroht 
wurden (Beträge: 9.500 Euro, 6.500 Euro, 13,500 lluro!). Der Bf, ist gegenwärtig 
verschuldet mit ca. 163,000 Euro, OHNE die ca. 50.000 Rnro Ordnungsgelder mit 
einzubeziehen. Bochum verweigert das auch weiter! 

Auch hier wird deutlich (was der Kamrnsr bekannt war, schon im Verfahren 2 BvR 
2165/18 bz11, das Urspruggsverfahren), dass Bochum nicht :in der Lage ist, überhaupt 
einen Btlrger (in haft) wiadereinzugleiddrn, 
In Bochum wird auch die Vollzugsplanung venmigert (in der Kenntnis, dass gegen­
wärtig alle Vollzugspläne angehoben wurden!), was j ecloch auch :i.n Geleern der Fall 
war. 

Die tatsächlichen Umstände sind als verfaasungsfeindlich anzusehen, so dass die 
Wiedereingliederung massiv gefährdet wird unter Verstoß gegen Art. 2 Abs. 1 i.V,m, 
Art. 1 Abs, 1 CG. Der llf. wurde schlicht nur entsorgt!! 
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IV.) 

Der Beschluss vom 23,10,18 verletzt den Bf, in seinen Rechten aus ARt, 19 Abs. 4 
GG, sowie Art. 2 Abs, 1 GG, Art. 2 Abs, l i,V,m, Art, 1 Abs, 1 GG. 
a) 
Die Verfahrenszeit von 2 ?-!onaten fiir ein Aussetzungsverfahrcn ist verfassungs­
widrig und entsprichtnnj_cht ansntzweis(� der verfassungsgerichtlichen Rechtspre­
chung (vgl. IlVerfG v, 21.01.$5 - 2 JlvR Hl56/13 -), 
Er ist als V!�rfassungsiridrig festzustellen. 

Die Kammer teilt in seinem Vermerk ausrlrilcklich mit, dass es der Hauptgrund des 
chronischen Personalmangels und der ArbeitsUberlastttng ist, warum eine Entschei­
dung nicht sofort erfoglen kannte, neben weit:oren gerir:htilchen Fehlern (fal­
sches Abheften von Unterlagen, falsches Faxen usw,). Diese Fehler in er Gesamt­
heit resultteren aus dem Personalmangellbei Gericht! 

D,h. die Grundrechte des Ilf. werden verletzt, weil der Gesetzgeber nicht fUr 
die ausreichende Personalausstattung bei Gericht sorgt und letztendlich erst 
recht nicht in den JVAen das Landes NRW! 
Weil diese Tatsache bereits bewiesen ist, ist ein Grund gegeben, dass sich die 
unterbesetzten Behörden überhaupt nicht in die Lage versetzen können, eine ver-
fassungsgemäße Sachaufklärung durchzuführen!! Auch hierunter leiden die Grund­
rechte des llf, 
Art. 19 Abs. 4 GG läuft ins Leere, weil der gerichtliche SChutz nicht in der 
gebotenen Form gewährt wird! 
Uer Eilantrag erschöpft sich in dll!r Anrufung des :'.:erichts. Gerü3t wi.rd auch aus­
drUcklich die Tatsache, dass ein derart massiver Schriftwechsel im Eilverfahren 
erfolgte, so dass quasi die l!auptsacheentscheidung schon hiitte getroffen werden 
können! 

In der letzte,1 Entscheidung verkennt das Gericht - wohl aus zeitlichen GrUnden 
völlig die Verhältnismäßigkeit der Verlegung unddder Gesamtsituation des Df.!! 
b) 
Dass die Rechte des Rf. vereitelt oder sesentlich erschwert werden, sei nicht 
erkennbar. DAs ist schlicht verfassungsfeindHh! 

1/enn der Bf, in Bochum "die gleichen l)Dehandlungs-)Ansprilkhe" habe wie in Gel­
dern bleibt schon nicht erkennbar, wo hier eine Verhältnismäßigkeitsgrüfung vor-

/ ) genommen wurde. Das erfolgte ersichtlich nicht! 
c) 
Selbige.9 gilt fiir d:te Annahm, dass nicht erkennbar sei, in Bochum sei eine sach­
gerechte Behandlung generell nicht möglich. Auch hier wted der Verhältnismäßig­
keitsgrundsatz nicht angewendet, denn dass das inBechum gerade nicht der Fall 
ist, wurde ausfühlich dargelegt! Als wenn die Kammer das Uherlesen hätte, Denn 
dass die Leitung in Bochum dem Bf. gegenUber verfassungsfeindlich und feindselig 
entgegentritt, wurde bereits in der Vergangenheit bestät�gt, u.a, durch Uber 100 
gerichtliche Entscheidungen mit hunderten rechtswidrigen und willkUrlichen Maß­
nahr:ien, Me auch aktuell kein Ende nehmen! Da,g bleibt völlig unberUcksichtigt, 
denn der Bf. hat susdri!cklich i,,i tgete:i.l t, dass die Rechte anfddem Rechtsweg :!.m 
Eilverfahren nur durchgesetzt werden könnten, Erschreckend hiezu kommt, dass die 
Kammer sogar noch darauf him1eist s:l.nngemiiß "Wenn er keine Behandlung bekommt, 
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kann er das ja gerichtlich durchsetzen,". Diese Auffassung ist erschreckend 
und vermittelt dem ßf. ein menschenverachtendes Verhalt.n ihm gegenüber, wa,,;; 
weiteren Hass g,�genUber Menschen schürt! 

d) 
Die Kammer bestätigt auch, dass die Verlegung mit einer psychischen Belastung 
verbunden ist. Hier widerspricht sich das Gericht selbst, wenn es an anderer 
Stelle meint, gesundheitliche Folgen würden nicht erkennbar sein (vgl. zur 
Definition der Gesundheitsverletzung: BGH v. 01,.06.05 - VI ZR. 179/0li -; NJR 
2005, 261!.). Tatsache ist, der I:lf. hat sich völlig .zuriickgezogen, vermeidet 
jeden möglichen Kontakt, leidet und weiteren sc1!w0ren ltepression0n, Bluthoch­
druck (erstmalig im Leben!), einer erheblichen Gewichtszunahme und weiteren 
Angst- und Panikstörugnen; er lebt in einem Raum von 7 m' (in Geldern 11 m') 
der abgedunkelt ist, ohne sich mit dem Studium oder mit Menschen befassen zu 
können! Sein innerer Rückzug, die Prisonierung und die Tatsache, dass se:l.t der 
Vorlegtmg eine Zurwehrsetzung gegen gedankliche Phantisien, Plänen und Wünschen 
(verbunden mit extremen Hass gegeniiber Menschen) erfolgt, erfordern weitere 
Energie, die nicht zur Verfügung steht. Sptitestens nach der Entlassung wird 
sich zeigen können, welche "Art" von Mensch der Leiter der JVA Bochum "gezüch­
tet" hat! . , . 
Die gesundheitltchen Folgen sind massiv! Die Kammer verfiigt nicht ansatzweise 
über die erforderliche Fachkompetenz in dem Bereich und darf das dann auch nicht 
als Rechtfertigung heranführen, denn es ist eine reine Vermutung! Es ist bewiesen, 
dr.ms die Kra.nkhei.t des Bf. aus nervenärztli.cher Sicht die Folge des Aufenthaltes 
in der JV A Bochum ist I DAs beweist auch der Neurologe Dr. liiederhofer, der den 
Bf. seit 2005 kc:mnt ! Er kennt demnach den Zustand des Bf. VOR und NACH dem Auf­
enthalt in Bochum! Warum sonst erfolgte die Diagnose der Krankhei.t während des 
Aufenthaltes in Bochum, und :nicht schon vorh1:=r?? GErade die .JVA Bochum war es, 
mit den persönlichen RefinillichkP.iten dBs Herrn ThomafJ Kön:lg und seinem Gefolge. 
die die Ursache augrund emotionaler Instabilität (der Bf, lässt sich nicht unter­
ordnon in krinincllen Gefügen und bei chroni,1chen Rechtsbrechern in Uniform!) 
gesetzt hat! Das ·war der I�ammer hckannt ! Denn sie selbst aar auch auf di�r In­
tcrnotzcitc des T.',f. und hat sil:;;1 die Ha:f-tchroni:•� (ist ·1eröffentlib.ht) EYowie die 
De8chl u.ssül1ersicht angesehen. 
Br�weis: www „ raf flen beu1-refH.h, de 

Auch hat der Richter Kenntnis <Jayon gehabt durch die Zusendung der D:i.agno,stik 
via 1':mRi1 d1.irch den Letter der JVA f!,,J.dern, cler aus datenschutzrechtlichen Grün­
den Uherhi:mpt keinen Zugriff darauf haben darf. Auch diese wurde letztendlich 
online gestellt, 
Beweis: ww,;. rafflen heul-recht" de/pd:f /diagnostik, prlf 

Die Kmmner fUhrt sin.ngt:1mäß aus, dass ��inc .F::rkrankung auch bei lUngerern äufent­
halt ia Eochum nicht fortdauern würdet Tatsache izt jedoch, da.ss sie gerade dort 
ihren Ursprung gefun(len hnt ! D „ h. dj_e Erkrankung - wie beretts dargelegt -
wird noch wesentlich schl:f.mm0r, aggressiver un_d birgt dio Gefahr, dass nach der 
Entlnssung ganz massive Folgen verursacht werden. 

Wenn die Kammer weiter einn schwere deT)rnssive P.pisode ni.cht annehmen will, weil 
der. Bf" nmfanrire.iche Schriftsätze einreicht, se:i. hier mitgeteilt, dass diese Form 
ein B�t,1B.lt1.e;tmnsmechanj_,smus gegen r.m.ss:tven Stress und Depressionen ist, um ej_ne 
annähernd innere Ruhe zu erhalten! Denn Sport steht nicht zur VErfUgung und ein 
sont:!.ges VentH wie zum Beispimelmassive Ge,;alt gegenüber Menschen edstiert -
noch - nicht! 
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Der Bf. steht inHaft durch d.as Verhalten in gesetzwidriger, willklirlicher und. 
bösartiger Form - bewiesen durch hunderte gerichtliche Entscheidungen, überwie­
gend aus Gründen des Persoaalmangeill]; - in einem sUindigen emotionalen Konflikt 
gegenüber Menschen, Sein soziales Umfeld ist ein weiteres Opfer, denn er hat 
angefangen, den !COntakt abzubrechen, Zwischenmenschlich und emotional wird er 
imer unerreichbarer, aufgrund von Stre3s und sehwer0n Repressionen. 

Insgesamt führt das GEricht nur eigene Mutmaßungen heran, ohne dies Mutr,1aßungen, 
wären sie tatsächlich zutreffend, was nicht der Fall ist, m:i.t einelll Verhiiltnis­
miißigkeitsprüfung zu verbinden. 
Hier erfoglt nichts dergleichen! 

Es scheint aL3 wilrde der l{ichter die Argumentation des �3f „ völlig ausbl1�d.tlen. 

Der Ve:rntoß gegen ARt. 19 Abs. 4 GG liegt hier auf der Iland. 

'1 ) ' . 

Es wird beantragt gem. § 32 Abs. 1 BVerfGG, i.P�d. e:tnab-Je:tligen Anordnung, den 
Vollzug der V•;3rlegung 2iJs.zu:setzen� <larn:f.t oine so!:'ortfilg·� R�,ickverlegung in die JVA

G<�ldern erfolgen k:tnn. Die A}nv:c�hr schwor.er Hachtc:tlc aus :.ses1.m<lhr:dtlicher Süht 
verlang,,n das, denn er Bf, h2t: ?\ngst da,ro:r ,als potenzieller Amokläufer r,,ntlassen 
zu werden als Opfor von massivem Mobbings durch die Voll.zu3sbehörden! In der JVA 
Werl wurde ihn gesagt nwann Sie sich nicht J.1�1n�{�JB.m :1n die ßahördlichon Entschei­
dungen gewähnen � sorge i.ch persönlich dafür., das8 6i.:! in den Saizid sotri�ben 
we:rde.;'J.f n � �on z&hl:ceichen v0rschwundonen Einwu1�fcinschr.eih::n, d:te nie varsendet 
wurden, f,:uJ.d ;;r .3incr1 j_:m Blh"o nnt1. auf A.n.sprache, was OOs soll, wurde dieses ver­
nichtet vor den Augen des Bf. mit d.en Worten "Jetzt versuchen Sie mal nachzuwei­
sen, wo das geblieben ist!'f Durch c1E,rarti3e Maßnahmen wird der Bf. gedelt pro­
voziert (selbes Verhalten auch Jn Geldern bzw. zuvCJr in i3iE.�J.ofcld; Arun e : c)ie Amts­
tr5ger aus Bochura, Werl und !iielefeld kennt:m sich aus llingjtihriger lJirmstzeit in 
Werl und h2ben sicl1 intern ahge.sprochen p w·ie der Bf. "kalt gestellt" wcrc�en kann!) 
Diese und die unz.½ihligen weiteren Maßnahmen lösen (;dne Veränderung in Menschen 
aus! Es ligt in der tiatur der Sache. 
Durch rlie Anordnung wird die Hauptsache r.dcht vorweggenommen! 
Die Folgen des weit,'lren Aufenthaltes in Bochum liegen In weiteren. schweren De­
pressionen und der Angst- und Panikstörmig. Der Bluthochdruck trägt seinen Teil 
dazu bei und ist als Folge ei.nes Herzinfarktes 0ine der größten Todesursachen, 
i!war ist damit den Anstalten geholfen, nicht aber dem Bf.! Die Krankenakte be­
legt, dass dem so ist. Die Folgan sind letztendlich irreparabal und führen zu 
einer Massiven Misanthropie, Oh der Bf. unter dieesn fortlaufenden Umständen im 
Fall einer Entlassung arbeitsfähig '111st oder ei.n Sozialfall wird, ist als wahr­
scheinlich anzusehen. denn seine g,�d.anklichen Pläne gehen gegenwärtig in ,;anz 
andere Richtungen. Siehe auch BVerfGE 7, 86; 8, 102; 17, 154; 25, 178, 180, 
Die schweren Nachteil,� lfogen demnach auf der Hand, d.enn sie sind schon einge­
treten, Die vorl.'iufige Regelung durch c!as HVerfG ist demaach angezeigt, denn die 
Gesundheitsverletzungen sind berell:is deutlich fortgeschr:t4lten. Unter ke:i.nem As­
pekt der europäischen Strafvo11zugsgrunds2tzc„ Der Bf 11 hat einen Anspruch aus Art.

3 MRK, nicht 3efolt0rt zu werden, VorHegend lv�ndelt �.ci sich um eine un□enschliche 
unrl eni.erlri2entle Behandlung j denn es ist eine vörs.9tzliche schwere geistige Be­
handlung, die e:i.n erhebliches Leid verursacht und diP. S:ituation das nicht ansatz­
weise rechtfertigt (EKM:R NJW 73, 475). Durch das Mobbing und die pr,yclüsche Miss­
handlung wird der Kern des Bf., nämlich des Menschseina, betroffen nnd greift d.ie 
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MenschenwUrde schaff an! 
Wenn dem nicht so wäre, mögen die Vollzugsbehörden, für die Der Bf, "unangenehm" 
sit, weil er sich an die Gesetze hält wie ein Kasuistiker und auf §rund seiner 
zukünftigen beruflihen Tätigkeit (sollte es denn möglihc sein), mitteilen, warum 
die Gerichte seit August 2013 feststellen, dass vollzugsöffnende Maßnhhmen 
rechtswidrig abgelehnt werden und noch kein Vollzugsplan existiert!! 

Auch das BVerfG darf hier nicht nur st11rr auf die Situation des HomentefJ sehen 
sondern auf d:1.� Cesnmtsituati()n. undddie F'oJ..gen er 3-esnmt,!)n lfAftzei t mit r!en da­
mit Yerhunrh�nen Behandlungen f f 

Der Antra3 auf Erlass der einstweiligen Anordnung ist auch zulßssig, weil der 
Hauptsncheantrag, al3o dio Hauptsach-2 zul�i.ssig und offensichtlich begfUn(k�t ist. 

Weil ein grundsätzliches VErtrauen in die Gerichtsbarkeiten fehlt, uird das 
Eilbedürfnis und die zei.tl5.che Entscheidung :in <las g-sric!itlic!1e Erri1esscl1 ge­
lHgt. D.I1„ r1er Bf. verlangt eine Entscheidung in angemessenel." Zeit, zumal ge­
genwäl"·tig ein Reststrafengesuch anh3.i1gig ist und mit ein<;r Entlassung noch in 
201ß gerechnet 1·1erclen kann, was jedoch von der Profossionali tEt ,k,s LG Ilochum 
abht-ingig ist (Verfahren nach 5 57 StGB lf.iuft seit Novemhor 2017, der Leiter 
Geldern hat sich 10 1\fonatc lanJ 3ew:1ig::�rt, eine Stt-:ülungnahrnc einzureichen!). 

Vollv,erbüßttng ist im Juli 2019, ergo zeitnah. 

VI,) 

Die .Entscheirltmgl'!n verstaßen auch gegen /1..rt� ?. Abs� 2 S.1.tz 1 GG, denn die nach-... 
gewiesneen und heleghnren �esundheit.sverletzung(�ll sind bereits eingetreten. 

Der Vc1rstoß gegen Art. 103 Aho. 1 G8 iGt auch deshsJ.b in Ergebnis als verletzt 
anzuseken, weil es sich mn eine Überraschungsentscheidung handelt„ Nach der 
Pechtsprt�chung des BVerfG schUtzt Art„ 103 Abs, 1 GG auch vor Überraschungs­
entsch(�idungen.. Unter Hinzuziehung jeder Rechtsprechung dC':!:S BVerfG hätte es 
zu keiner anderen Entscheidung sla d:!.e Aussetzung komr:1E!n diirfen t 

In der Verf:assung,,beschwerde wird in der Hauptsache beantragt, die Entscheidungen 
des LG Kleve aufzuheben und als Verfassungswidr:l.g fosszustellen, Es soll zur 

\ ZurUckweizung der Sache kommßn� damit die Rochtswidrigkcit der Verlegung fest­
gestellt, die Entscheidung aufgehoben und es zu einer Riickverlegung komnen 
kann, bevor weitere ,;chr,dliche pcychische Folgen eintreten, denn i�, Fall der 
JVA Bochum ist mit ALLEM zu rechnen! 
Jleweis: 1.rww. ra.f flenbcul-recht. de/beschlussrecherche. html 

Aus zeitlichen Griinden wird gebeten, dem Bf:. eine Kopie des vorliegenden Antrages 
nebst Anlaegn zuzusenddn in einfachnr Form. Jeder Tag des zeitlichen Verzuges 
führt mental bei dem llf:. zu weiterem Stress und Depressti!linen. In jedem !"all, wenn 
sich die Tiir öffnet r wird r:d.t den hösartip,strm Entnchei(lungen Htc. gerechnet! 
DieBer Zustand ist unerträglich. Die Zusendung an das soziale Unfeld wi.irde eine 
tmlll!hliche Zeit in Anspruch nehmen, bis die Verfassungsbeschwerde Uherhaupt an das 
BVerfG geschii:ckt wird. Der ßf. vertraut darUher hinaus NIEl'fiAllDEM mehr. llr kann 
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sich demnach nicht darauf verlassen, ob die Verfassungsbeshhwerde tatsächlich 
ankommt. 

Die Anfertigung von Kopien in der JVA ist nkht möglich und vurde auch als 
rechtmäßig abgelehnt durch das OLG Hamm h1;;stätigt in der Vergangenheit„ 

Der Gesamtsachverhalt wird in jeder .l·!insicht in das Ermessen des Gerichts ge­
legt. Es !i'.a.nn schließlich nicht ausgeschlossen werden, dass auch bei dem 
llVerfG eiil chroHischer Personalmangel herrscht. 

Die Verfassungsbeschwerde dient der S.icherung ein.er einheitlichen Rechtsprechung 
in Ilezug auf das Eilverfahren nach ·J 114 Abs. 2 Satz 1 StVollzG. 

In Bezug auf Verlegungen wurde hier ma.Jsiv gegen Jen Verhiiltnism::ißigkeitsgrund­
satz verstoßen, so <lass die VHrf:nssungsbeäbhwerde offenstchtlich begrUndGt ist. 

D.3:Js zegen d�n Rfa massiv, nachhRltig nnd synter1n.t:tsch vorr;�gan1en ul:r.rtl he­
we:i.:Jt der 3esa\11te Vo1J.zwJ (�1„n„ tn•r·1„:raff1en1r:)n1��recht�de/c½ron:t'�oht:t1) 1 so dass 
rl:t� nn:rop;·aschen V0JJ.zu3sgrundsqtz� nicht an�otzwei.�I:! gewahrt werden„ 

Der ßf. le:i.Elet an ionzentrationsschwfiche, so dass nj_cht erfasst werd,?.n kann, 
oh e:r formelle Dinge Ub�rsnhen ode:e ver3e,sison hnt„ Es f"dnt tl�shalh IT0.bet,-:m, 
eine sac.h<lienliche Auslegung vorzunhÄmen. 

Gerfü,t wj_rd auch die Ablehnung, dass Emails 1mzuliissig seimna Emails sidd im 
Recht:sve:rkehr eben.so 8.nerkcnt. • wie Br.i�fe oder FRxe „ 

:80 uird PYE beantragt unter Beiordm1ng r�en �c�voll1:1:'tcht:igten. Das Fo:rmblat t 
:z,p 1 n wird beigefügt ,, 

Raff:tenheul 
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Bundesverfassungsgericht 

Bundesverfassungsgericht ♦ Postfach 1771 ♦ 76006 Karlsruhe 

Herrn 
John-Christian Rafflenbeul (-Gump) 
Krümmede3 
44791 Bochum 

Aktenzeichen 
2 BvR 2368/18 
(bei Antwort bitte angeben) 

Ihr Zeichen 

Zweiter Senat 
- Geschäftsstelle -

Ihre Verfassungsbeschwerde vom 24. Oktober 2018 
nebst Antrag auf Erlass einer einstweiligen Auordnnng 

Hier: 
Gegen 
a) 

b) 

den Beschluss des Landgerichts Kleve 
vom 23. Oktober 2018 - I 6 I StVK 93/18 -, 

den Beschluss des Landgerichts Kleve 
vom 13. September 2018 - I 61 StVK 93/18 -

Sehr geehrter Herr Rafflenbeul (-Gump ), 

a (0721) 
9101-377 

Datum 
31.10.2018 

die o.g. Verfassungsbeschwerde ist am 31.10.2018 beim Bundesverfassungsgericht eingegangen und unter dem 

. _) Aktenzeichen 

2 BvR 2368/18 

eingetragen. Bei weiterem Schriftverkehr wird um Angabe dieses Aktenzeichens gebeten. 

Mit freundlichen Grüßen 
Heil 
Regierungsobersekretärin 
- Dieses Schreiben wurde mit Hilfe der Informationstechnik gefertigt und ist ohne Unterschrift gültig

Hinweis: Personenbezogene Daten, die uns im Zusammenhang mit der Durchführung von gerichtlichen Verfahren bzw. der Bearbeitung 
von Justizverwaltungsangelegenheiten übermittelt werden, werden von uns ausschließlich zur Wahrnehmung unserer Aufgaben bzw. zur 
Erfüllung unserer rechtlichen Verpflichtungen verarbeitet. Rechtsgrundlagen sind Art. 6 Abs. 1 S. l lit. e DSGVO i.V.m. § 3 BDSG, Art. 
6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO und die jeweils einschlägigen Verfahrensvorschriften des BVerfGG. Unsere ausführlichen Informationen zum 
Datenschutz in gerichtlichen Verfahren und Justizverwaltungsangelegenheiten finden Sie auf unserer Internetseite 
www.bundesverfassungsgericht.de unter dem Menüpunkt „Verfahren". Auf Wunsch senden wir Ihnen diese Informationen auch in 
Papierform zu. 

Dienstgebäude: Schlossbezirk 3, 76131 Karlsruhe 
Postfach I 771, 76006 Karlsruhe 

Telefon 0721/9101-0 ♦ Telefax 0721/9101-382 
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3u:ndesverfa.ssnngsgericht 
Schlossbezirk 3 
76131 Karlsruhe 

In dem Vcrfasaungsl>esc1nrerdever .fahren 
2 DvR 2368/18 

wird i.TT.d. Monatsfrist ergänzend auagefUhrt: 

Neben der Tatsache, dass der Bf, intensiven Sport als 
Therapie angeordnet bekommen hat und nach der Entlas-
sun15 als Ern8.h.rungsherater/Persona1'1'rainer weiter tä-
tig sein will (neben Studium in den RA-Kanzleien'1, ist 
Sport ein elementarer Lebon8bestandteil, Nach der Ver-

()l,,11.18 

771/18 

legung hat der Beschwerdeführer (Ilf,) keinen Sport mehr machen dürfen, Ein Eil­
antrag beim LG Bochum hat das nicht :�eiindert. Zwar hat die JVA Boch11m zugesagt, 
dass "ausreichander0 Sport erm(lglicht wird, die prakti,sche Umset.zung ist aber aus 
Gründen chronischen Personalmangels nicht möglich! Aus den Gründ.en fällt der Sport 
fast IMJl.1EH aus; weil die i''!itarbeiter dort immer zurstst abgezogen werden. 
Seit der Verlegung am 28.08,18 konnte tatsächlich Sport gemacht werden an den 
Tagen: 

19.09,, 26,09,, 01.10., 08,10., 10.10., 15.10., 17.10., 18.10., 22.10 •• 24.10., 
29.10.18. 

D,h. der Gesamtaufenthalt hat Msher bei fast 10 Wochen iuf Durchführung von 12 
Sportte:llnahmen (an •einEn,1 Tag Wl!l!en es zwe:i.) gefiihrt, also lx/Woche ! ! In der Vor­
anstalt war die Sportteilnahme (neben der Freistellung am Tag vorr.rl.ttags)für das 
Studium) 2x/Tag möglich! ! ! S,,i t des Aufenthaltes in Bochum (76 kg) hat der Bf, 
bisher fast 8 l:g Gewicht zug,�nonmen (z.Zt. 83,6 kg)!! Die Depressionen haben wei­
ter zugenommen, das Studium kann aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr fortge­
filhrt werden zurzeit (obwohl Fördergelder von der FernUni Hagen gezahlt wurden). 
Die JVA Bochum -vertritt weiter die Auffassung, es sei resozialisierungsfeindlich! 
Der Personalmangel führt dazu, dass die Ki.iche ab Mittag nicht mehr besetzt ist und 
die Abendkost mittags ausgegeben wird (mangels Kühlmöglichkeit ist der Brotbelag 
abends trocken, hart und ungenießbar). Nachts ist der Sanitätsbereich nicht be­
setzt, so dass in Notfä.llen keine Hilfe geährt werden kann. Sog. Umschluss wird 
nicht durchgefüht, so dass abends die TUren geschlossen sind ab 17:l:l6h und am 
Wochenende 23 Stunden lang. In Geldern war all das möglich! Der Bf, erleirlet 
schwere psychische Gesundheitsverletzungen (vgl. aber BVerfG v. 15.11.12 - 2 BfR 
683/11 - Rn. 3; v, 27.03.13 � 2 BvR 2757/11 -). Ständig stellen die Gerichte fest, 
dass die Nichtaufstellung des Vollzugsplanes (seit 2013!1) rechtswidrig ist (zule­
tzt wieder: LG Bielefeld v. 22.10,18 - 101 StVK3105/18 -), Nach di.esseitiger Auf­
fassung ist das Justizvollzugssystem in NRW kurz vor dem kolabierenl!! 

Rafflenbeul 
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2 BvR 2368/18 

Bochum, 08,11,18 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in v,g, Angelegeheit wird im Rahmen der Verfassungsbeschwerdefrist weiterer 
Sachvortrag eingereicht i,R,d, weiteren Entwicklungen, 

Anbei wird das fachärztliche Konsilium vom 08.11.18 eingereicht, 

Daraus ist einerseits zu entnehmen, dass intensiver Sport an einem chronische­
Personalmangel scheitert, andererseits aber erforderlich ist, um die diagnos­
tizierten schweren Depressionen und psychiscl!an ZusammenbrUche durch die Haft 
zu vermeiden, 
Weil dem BVerfG die Akte im Original zugesendet wurde, wird dennoch davon aus­
gegangen, dass dem BVerfG der Artt:brief vom 26.06,18 vorliegt, Anbei wird ein 
Foto beigefügt zu dem Zeitpunkt, als die Platzwunde am Kopf noch frisch war, 
Beweis: Ausdruck anbei 

Fachärztliches Konsilium v, 08,11,18 

Der Neurologe empfiehlt auch die Verlegung in den offenen Vollzug als therapeu­
tische Maßnahme, Die JVA Bochum sowie alle anderen Anstalten, völlig unabhängig 
von mittlerweile 19 vorliegenden Qerichtäichen Entscheidnngen, dass vollzugsöf­
fnendenl1aßnahmen seit 2013/14 rechtswidrig abgelehnt werden, wollen den Beschwerde­
führer möllichst lange im Vollzug halten, um zu verhinern, dass ar aus den Rechts­
anwaltskanzleien im Tätigkeitsschwerpunkt Strafvollzugsrehbt tätig wird und ggf. 
dadurch ein Vielfaches an laufenden Verfahren verursacht, was die Gerichte in NRW 
völlig überlasten und handlungsfnfähig machen wiirde, 

Mit freundlichen GrüJ8n 

Rafflenbeul 

Anmerkung: In der Hauptsache (Az, 161 StVK 90/18) 
wurde dem Antragsgegner in Geldern eine unbegrenzte 
Frist zur Stellungnahme eingeräumt, weil die Personal­
akte des Beschwerdefühers nicht vorliegen würde, Tat­
sächlich dürfte es sich nur um eine systematische 
zeitliche Verkögerung handeln, denn im Eilverfahren 
geht bereits alles hervor! 
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2 " " ?3'3· /1'< .uV."-. ... IJ ,� 

In v .g „ AngHlcgenh 1.:!it wird :i. .. P. d „ Verfassungsbeschwerde­
frist beigefügte Anlage ?.::ur Akt,-� Si'H'"4�itht.

Ausweislich fleß Schrciheri der ,JVA ßochm11 geht umn.is::J�-

11.11.18 

771/10 

verständlich bervor, d.ess diese - in Gegensatz zur .Freistellung von d-3r Ar­
beitspflicht in d(,r JVA Gil!ihdern nebst Einkomm;m bei ATM-Garten und Zahlung 
von Arheits:tosenversich.erungsheitr.?-igen - wGiter rlas S'rud:tun sls· resozj_nli­
sierungsfeindlich ansie11t u:r.ui ::li.e \7i�?.d(�reing1ioderun� dadu1·ch nicht gefördert 
·,.1ird.

Die Verlegung von Geldern nach Bochum - nach 10 f,Ion-qtp :\uf.(!nthalt :tn Geldern -
erfolgte anghlich erst aus Ibhandlu11gsgrfind.en, ri.a.nn -lm Verfa\�_.ren.sverlauf aus
Gründ-en der Zuständigkeit.

Dass hier ein m�ssiver Verstoß gegen das Willkiirv-::!rbot aus Art. 3 Abs a 1 GG
gegeben ist, diirfte unbestreitbar auf ddr hand liegen!

Der Mentor des Antragstellers, Herr Prof. Feest, ist der Auffassung, dess die
eingereichte Verfassungsbeschwerde eher ein. Hilfe.schrei als· eine Verfassungsbe­
schwerde sei. Vielleicht ist es aufgrund der desolaten µsychischen Verfassung
des BeschwerdefUhrers gerade <las, weil er niet mehr in ddr Lt:.'lg::! ist 9 rational
und sachlich zu denken/formulieren, was angesichts der schweren Depressionen
mutmaßlich nich.t verwunderl! dilrfte,
Situati.onsbedingt hat der Bf. alle Studienunterlagen auf dmlt Habe verbracht,
weil ei.ne Befassung damit unmöglich geworden ist (23 Std. Einschluss außer der
wenigen Sportgruppen 2x/Woche, falls es stattfinodt!}). Das vorliegende Schreiben
wird das letzte sein, welches der T:lf, in.der Sache an dda Verfassungsgericht
sendet. Die Grenzen psychischer l3elastbarkeit sind weit liberschrttten,

Rafflenbeul 




